
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 20.04.2024

Thema Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Schlagworte Keine Einschränkung
Akteure Stöckli, Hans (sp/ps, BE) SR/CE, Graber, Konrad (cvp/pdc, LU) SR/CE
Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.1990 - 01.01.2020

01.01.90 - 01.01.20ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Schneuwly, Joëlle
Schubiger, Maximilian

Bevorzugte Zitierweise

Schneuwly, Joëlle; Schubiger, Maximilian 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer
Politik: Gesundheit, Sozialhilfe, Sport, 2012 - 2019. Bern: Année Politique Suisse,
Institut für Politikwissenschaft, Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen
am 20.04.2024.

01.01.90 - 01.01.20ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Sozialpolitik
1Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

1Gesundheitspolitik

3Ärzte und Pflegepersonal

6Medikamente

8Epidemien

8Suchtmittel

16Sport

01.01.90 - 01.01.20 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

EFTA Europäische Freihandelsassoziation
SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
GDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen

und -direktoren
SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
WAK-SR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates
WBK-SR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Ständerats
BAG Bundesamt für Gesundheit
FK-SR Finanzkommission des Ständerates
EU Europäische Union
WHO World Health Organization
BASPO Bundesamt für Sport
KVG Bundesgesetz über die Krankenversicherungen
WAK-NR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
HIV Humanes Immundefizienz-Virus
OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung
J+S Jugend und Sport
HMG Bundesgesetz über Arzneimittel und Medizinprodukte
SpoFöG Bundesgesetz über die Förderung von Sport und Bewegung
WBK-NR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats
NHPS Nationales Programm HIV und sexuell übertragbare Infektionen

AELE Association européenne de libre-échange
CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

Etats
CDS Conférence suisse des directrices et directeurs cantonaux de la santé
CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil

national
CER-CE Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
CSEC-CE Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil des

Etats
OFSP Office fédéral de la santé publique
CdF-CE Commission des finances du Conseil des Etats
UE Union européenne
OMS Organisation mondiale de la Santé
OFSPO Office fédéral du sport
LAMal Loi fédérale sur l'assurance-maladie
CER-CN Commission de l'économie et des redevances du Conseil national
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
VIH Virus de l'immunodéficience humaine
AOS Assurance obligatoire des soins
J+S Jeunesse et Sport
LPTh Loi fédérale sur les médicaments et les dispositifs médicaux
LESp Loi fédérale sur l'encouragement du sport et de l'activité physique
CSEC-CN Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil

national
PNVI Programme national VIH et autres infections sexuellement transmissibles

01.01.90 - 01.01.20 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Die Frage, ob die Versichertenkarte gleichzeitig als Organspendenausweis verwendet
werden könnte, war Inhalt eines Postulats Graber (cvp, LU), welches Ende Jahr im
Ständerat behandelt wurde. Der Bundesrat soll abklären, ob dies aus rechtlicher,
technischer und finanzieller Hinsicht machbar sei. Dabei wurde die Hoffnung geäussert,
dass dadurch die Bereitschaft zur Organspende steigen könnte. Wenn ein Vermerk auf
der Versichertenkarte möglich wäre, könnten die potentiellen Spender auf das Tragen
eines Spezialausweises verzichten. Der Bundesrat zeigte sich bereit, die gestellten
Fragen im Rahmen der Erfüllung früherer Postulate Gutzwiller (fdp, ZH), Amherd (cvp,
VS) und Laurent Favre (fdp, NE) abzuklären und beantragte die Annahme des Geschäfts.
Dieser Einladung folgte die kleine Kammer. 1

POSTULAT
DATUM: 03.12.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Das Krebsregistrierungsgesetz wurde in der Frühjahrssession 2016 vom Ständerat
weiterbehandelt, wo es ebenfalls unbestritten war. Bereits die vorberatende SGK hatte
sich einstimmig sowohl für Eintreten, als auch für dessen Annahme stark gemacht. Mit
diesem deutlichen Signal wurde die Debatte aufgenommen, wobei kaum
Diskussionsbedarf aufkam. In der Frage um die Fristen stellte sich die kleine Kammer
hinter den Nationalrat und hiess die Ausdehnung gut. Dies unter anderem nach einer
Anhörung von Oncosuisse, der Vereinigung gegen Krebs, wie Kommissionssprecher
Graber (cvp, LU) ausführte. Die einzige kleine Differenz, die der Ständerat schuf, war
eine formale. So wurde der Entwurf mit 37 Stimmen einstimmig dem Nationalrat für die
nächste Runde überlassen. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.03.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Ende 2015 unterbreitete der Bundesrat dem Parlament eine Änderung des
Krankenversicherungsgesetzes. Der Fokus lag dabei auf der Steigerung der Qualität
und Wirtschaftlichkeit. Die Kernelemente waren die Sicherstellung qualitativ
hochstehender Leistungen, eine nachhaltige Erhöhung der Patientensicherheit sowie
eine Dämpfung der Kostensteigerung in der OKP. Mit diesen Anpassungen reagierte die
Landesregierung auf diverse parlamentarische Vorstösse.
Das revidierte KVG ermöglicht eine Bereitstellung finanzieller und struktureller Mittel
zur Etablierung der Qualitätsstrategie des Bundes, wie sie im Rahmen von Gesundheit
2020 angestossen worden war. Das Hauptaugenmerk lag auf der Einsetzung nationaler
Programme sowie auf der Konstituierung einer ausserparlamentarischen Kommission
„Qualität in der Krankenversicherung”, die dem Bundesrat beratend zur Seite stehen
sollte. Aktivitäten einzelner Leistungserbringer sollten hingegen mit dieser
Gesetzesrevision nicht unterstützt werden. In diesem Sinne sollte auch mit dieser
Neuregelung das Primat der Vertragspartnerschaft nicht angetastet werden. Für die
Finanzierung dieser Massnahmen schlug der Bundesrat vor, jährliche Beiträge der
Versicherer im Umfang von 0.07 Prozent der durchschnittlichen Jahresprämie für alle
nach KVG versicherten Personen (Kinder ausgenommen) zu erheben. Dadurch sollten
fast CHF 20 Mio. pro Jahr zusammenkommen. 

Die Vorlage wurde für die Sommersession 2016 im Ständerat traktandiert, seine
vorberatende Kommission hatte sich bereits im März dazu beraten. Die KVG-Revision
stiess dort jedoch nicht auf offene Ohren. Mit 9 zu 4 Stimmen beantragte die SGK-SR
dem Plenum, gar nicht erst auf die Vorlage einzutreten. Vorherrschende Meinung war,
dass die Leistungserbringer bereits unter dem gegenwärtigen Regime „gute
medizinische Leistungen” schuldeten, weswegen eine diesbezügliche
Gesetzesänderung hinfällig sei. Überdies verfüge der Bund bereits über genügend
Möglichkeiten, eine hohe Qualität im Gesundheitswesen einzufordern. Ebenso wurde
die Finanzierung kritisiert. Da die Versicherer verlauten liessen, dass eine Finanzierung
„durch Prämiengelder der OKP unüblich” sei und sie diese ablehnten, befürchtete die
SGK-SR, dass letztlich doch wieder die Prämienzahlenden über höhere Prämien
belastet würden. Statt der Prämienzahlenden sollten aber die Leistungserbringer und
Versicherer für die Ressourcenbereitstellung herhalten. Für ihre Entscheidfindung
hatte die Kommission auch einen Zusatzbericht eingefordert, worin die Möglichkeit
einer Erfüllung der Absichten in einem privatwirtschaftlich geprägten Modell geprüft

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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werden sollte. Da seitens der Verwaltung diesbezüglich offenbar kaum Bereitschaft
signalisiert wurde – Graber gab zu Protokoll, dass man keine Absicht erkannt habe, „die
Vorlage auch nur im Mikrobereich” anpassen zu wollen –, kam die Kommission zu ihrem
deutlichen Votum.
Eine Minderheit Stöckli (sp, BE) war für Eintreten. Ihrer Ansicht nach war eine
Handlungsnotwendigkeit gegeben, da die Qualität der medizinischen Leistungen eben
doch nicht so hochstehend sei, wie gemeinhin angenommen werde. Studien belegten
gegenteilig, dass in einem von zehn Fällen bei Patienten während eines
Spitalaufenthalts Komplikationen auftreten würden, welche die Verweildauer in
stationärer Pflege um rund eine Woche verlängerten. Dies wiederum führe unter
anderem zu hohen Kosten. Stöckli vertrat im Plenum aber auch die Haltung diverser
Akteure im gesundheitspolitischen Umfeld, beispielsweise der GDK. Sie hatte die
Standesvertreterinnen und Standesvertreter „eindringlich” gebeten, auf die Vorlage
einzutreten. Stellvertretend für weitere Akteure sah auch sie eine Notwendigkeit dieser
Gesetzesänderung.
In der Eintretensdebatte wurde in der Folge praktisch eine neue Auslegeordnung der
Argumente vorgenommen. Pascale Bruderer (sp, AG) merkte an, dass die Diskussion im
Ratsplenum sogar ergiebiger sei als in der Kommission. Sie wollte das jedoch nicht als
Kritik ausgelegt wissen, sondern begrüsste die umfassende Debatte. Befürworter und
Gegner der Vorlage versuchten ihre Positionen für und wider die Vorlage überzeugend
darzulegen. Oberhand behielten jedoch am Ende die Gegner, die – trotz besonders
ausführlichem Votum des Gesundheitsministers – im Sinne der SGK mit 27 Stimmen
Nichteintreten beschlossen. 16 Ständerätinnen und Ständeräte wären für Eintreten
gewesen. 
Nichteintreten war insofern bemerkenswert und im Übrigen von Bundesrat Berset auch
kritisiert worden, weil die Vorarbeiten für diese Gesetzesänderung aus einem Auftrag
des Parlaments entsprungen waren. Damals hatte man sich mehrfach für eine
Qualitätsstrategie ausgesprochen. 3

Die von der BDP in ihrer Motion geforderte Aufhebung der veralteten und
diskriminierenden Beschränkungen für schwule Blutspender war in der Wintersession
2017 im Ständerat traktandiert. Nachdem die grosse Kammer im Frühjahr der Motion
grünes Licht gegeben hatte, stellte die SGK des Ständerates die Ampel mindestens auf
orange, als sie Ende Oktober ihrem Rat die Ablehnung der Motion empfahl. Die
Kommission folgte damit dem Antrag der Regierung. Die Regelungen zur Zulassung von
Spenderinnen und Spendern zur Blutabgabe zielten auf den Schutz der Patientinnen
und Patienten, die eine Transfusion empfangen würden. Es seien bereits
begrüssenswerte Anpassungen vorgenommen worden, indem homosexuelle Männer
nicht mehr systematisch ausgeschlossen würden, erklärte die SGK-SR. Anders
positionierte sich die mit Liliane Maury Pasquier (sp, GE) zwar nur aus einer Stimme
bestehende Kommissionsminderheit. Ihrer Ansicht nach bestehe eine Diskriminierung
aufgrund der sexuellen Orientierung fort, wenn die Kriterien nicht geändert würden. 
Im Plenum gab es eine kurze Debatte dazu. Für die Kommission sprach ihr Präsident
Graber (cvp, LU), der die Haltung vertrat, dass die Ausschlusskriterien das
Risikoverhalten der Spendenden ins Zentrum stellten und nicht deren sexuelle
Orientierung. Freilich war Maury Pasquier anderer Meinung: Gerade Männer, die in
einer stabilen homosexuellen Beziehung lebten, würden durch die Regelung
diskriminiert. Bestätigung erhielt sie von Ratskollege Janiak (sp, BL), der seit Jahren in
einer eingetragenen homosexuellen Partnerschaft lebt und – er habe es versucht – von
der Blutspende bis anhin ausgeschlossen wurde. Es sei „absurd”, dass spendewillige
homosexuelle Männer abgelehnt würden. Ohnehin werde jede einzelne Spende getestet
und es sei unwahrscheinlich, dass das alleinige Ausfüllen eines Fragebogens
Risikofaktoren bei anderen Spenderinnen und Spendern ausschliesse. Bundesrat Berset
erklärte in seiner Ansprache, dass der Bundesrat zwar die Ablehnung der Motion
beantrage, gleichzeitig aber über eine grosse Bereitschaft verfüge, eine weitere
Öffnung der Kriterien zu erzielen. Im Zentrum stehe immer die Sicherheit der
Empfängerinnen und Empfänger von Transfusionen und dort hinzielend sei eben auch
die Gesetzgebung ausgerichtet. Es war dann die Gesamtabstimmung, mit der die Ampel
schliesslich auf rot gestellt wurde: Das Ratsplenum entschied sich mit 22 zu 17 Stimmen
gegen die Motion, mit der noch keine neue Anpassung weiterverfolgt worden wäre. 
Der Entscheid sorgte für mässige mediale Resonanz, wobei jedoch allen voran der
Dachverband der Schwulenorganisationen Pink Cross deutliche Worte fand. Es handle
sich um eine veraltete und diskriminierende Regelung, die damit noch aufrecht
erhalten bleibe. Der Bundesrat stehe in der Pflicht, hier weiter zu moderieren und bei
den entscheidenden Akteuren zu intervenieren. Insofern verlangte Pink Cross auch die
Streichung der Frage zur sexuellen Orientierung aus den Fragebögen im Vorfeld der

MOTION
DATUM: 29.11.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Blutspende. 4

Dank den vom Nationalrat vorgenommenen Verbesserungen trat die SGK-SR im Juni
2018 auf die Vorlage zur Stärkung von Qualität und Wirtschaftlichkeit im KVG ein und
hiess sie im Februar 2019 mit 11 zu 2 Stimmen gut. Während eine
Kommissionsminderheit die von ihrer Schwesterkommission vorgeschlagene
Eidgenössische Qualitätskommission befürwortete, machte sich die
Kommissionsmehrheit für eine privatrechtliche Organisation stark. Diese sollte sich aus
Kantonen, Leistungserbringern sowie Versicherern zusammensetzen und unter
anderem Qualitätsindikatoren entwickeln. Dazu sollten zwischen 2021 und 2024 CHF 50
Mio. durch den Bund, die Kantone und die Versicherer gesprochen werden.
In der Frühlingssession 2019 gelangte das Geschäft in den Ständerat. Dort fand der
Vorschlag der Kommissionsmehrheit jedoch bezüglich Organisationsform keinen
Anklang. Stattdessen sprach sich die kleine Kammer – wie bereits die
Kommissionsminderheit Stöckli (sp, BE), die SGK-NR und ihr Schwesterrat – mit 24 zu 18
Stimmen für eine Qualitätskommission aus, die durch den Bund, die Kantone und die
Versicherer finanziert werden soll. Anders als vom Nationalrat vorgeschlagen, sollten
darin auch die Patientinnen- und Patientenorganisationen vertreten sein. Bundesrat
Berset begrüsste diesen Entscheid, da sich eine Eidgenössische Qualitätskommission
schneller und einfacher einrichten liesse als eine privatrechtliche Organisation. In der
Gesamtabstimmung stimmte der Ständerat der Gesetzesänderung mit 35 zu 3 Stimmen
(bei 4 Enthaltungen) zu und überwies sie mit einigen kleineren Änderungen zurück an
den Nationalrat. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.03.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Der Ständerat beugte sich in der Wintersession 2019 über eine Motion Stöckli (sp, BE),
welche die Erhöhung der Arzneimittelsicherheit in der Pädiatrie forderte, indem
Medikationsfehler durch E-Health reduziert würden. Damian Müller (fdp, LU), der den
Ratspräsidenten und Motionär Stöckli vertrat, begründete den Handlungsbedarf mit
den häufig auftretenden Medikationsfehlern in der Kindermedizin, welche wiederum
gravierende Folgen nach sich ziehen können. E-Health-Tools seien eine wirksame
Massnahme, um dieser Situation zu begegnen. Daher und angesichts deren
schleppenden Implementierung sei eine staatliche Verpflichtung zu deren Einsatz
angezeigt. Weil die Forderung Stöcklis auf Verordnungsebene erfüllt werden könne,
bedürfe es zudem keiner Änderung des HMG. Gesundheitsminister Berset stimmte dem
verpflichtenden Einsatz von E-Health-Tools zu, lehnte die zweite Ziffer der Motion –
welche in der Berücksichtigung der damit entstehenden Kosten in den Tarifen bestand
– hingegen ab. Der Ständerat liess sich vom Votum Bersets nicht beirren und nahm
beide Ziffern stillschweigend respektive mit 26 zu 13 Stimmen an. In der Herbstsession
2020 kam das Geschäft in den Nationalrat, dessen Mitglieder dem im Stöckli
getroffenen Entscheid diskussionslos mit 191 Stimmen (bei 1 Enthaltung) folgten. 6

MOTION
DATUM: 12.12.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Ärzte und Pflegepersonal

Die 2012 akzentuierte Zunahme von Ärzten, welche den Antrag stellten, ihre Leistungen
über das Krankenversicherungsgesetz (KVG) abrechnen zu lassen, blieb im Berichtsjahr
auf der Agenda der Räte. Nachdem im Vorjahr je ein Postulat Rossini (sp, VS) und Cassis
(fdp, TI) in ebendieser Angelegenheit überwiesen worden war, sah sich der Bundesrat
genötigt zu handeln und legte eine Botschaft zur Änderung des KVG vor. Darin
beantragte die Regierung die vorübergehende Wiedereinführung der
bedarfsabhängigen Zulassung. Vordringlich galt es eine per Ende 2011 ausgelaufene
Bestimmung zu erneuern, womit die Zulassungsbegrenzung vorübergehend wieder
eingeführt werden soll. Die 2001 in Kraft getretene Zulassungsbegrenzung für
Leistungserbringer war 2011 nicht mehr erneuert worden. Zwar war eine Verlängerung
im Rahmen der Änderung des KVG im Zusammenhang mit den integrierten
Versorgungsnetzen („Managed Care“) angedacht worden, mit der Ablehnung durch die
Stimmberechtigten im Juni 2012 liess sie sich aber nicht umsetzen. Diese Lücke führte
dazu, dass die Kantone über kein Instrument mehr verfügten, um das Angebot im
ambulanten Bereich zu steuern. Die vom Bundesrat beantragte
Zulassungsbeschränkung soll auf drei Jahre terminiert werden. Damit soll es zum einen
ermöglicht werden, die Auswirkungen der Aufhebung der Zulassungsbeschränkung
zwischen dem 1. Januar 2012 und dem Inkrafttreten der vorliegenden Änderung zu
untersuchen. Zum anderen können in der Zwischenzeit Bestimmungen vorbereitet
werden, welche die Kosten längerfristig eindämmen. Der Bundesrat wollte angesichts

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.06.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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des Masterplans „Hausarztmedizin und medizinische Grundversorgung“ sowie der
Volksinitiative „Ja zur Hausarztmedizin“ nicht auf die zuletzt angewandte Fassung der
Zulassungsbeschränkung zurückkommen, sondern schlug eine leicht abgeänderte
Version vor: Einerseits sollen Leistungserbringer im Bereich der Grundversorgung nicht
mehr von der Zulassungssteuerung ausgeschlossen sein, andererseits sollen
entsprechende Übergangsbestimmungen jedoch sicherstellen, dass die Zulassung von
Personen, die bereits vor dem Inkrafttreten der Gesetzesänderung zulasten der
obligatorischen Krankenpflegeversicherung tätig waren, nicht eingeschränkt werden
kann. Mit einer raschen Umsetzung dieser Gesetzesänderung sollen die in Bedrängung
geratenen Kantone die erforderlichen rechtlichen Instrumente erhalten, um die
Zulassungen zu steuern. Der Bundesrat versprach sich davon eine bessere Steuerung
der Kostenentwicklung in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung, was sich
auch auf die Finanzen von Bund und Kantonen positiv auswirken könne. Im Parlament
war die als dringlich zu behandelnde Vorlage enorm umstritten.

Im Nationalrat, welcher sich im März zuerst damit befasste, beantragte eine Minderheit
bürgerlicher Kommissionsmitglieder um Nationalrat de Courten (svp, BL)
Nichteintreten. Eine weitere, ähnlich zusammengesetzte Minderheit Cassis (fdp, TI)
wollte das Geschäft an den Bundesrat zurückweisen mit dem Auftrag, innert zwei
Jahren Alternativvorschläge zur Steuerung der ambulanten Medizin zu erarbeiten. Die
SVP erachtete die Massnahme als rechtsstaatlich bedenklich und erkannte darin eine
ungebührliche Verschleierungspolitik. Von Seiten der FDP wurde gefordert, endlich
eine kluge Strategie zu entwickeln. Die bis anhin gefahrene Politik mit mehreren
Verlängerungen des 2001 eingeführten Moratoriums wurde indes von allen Seiten
angeprangert. Die Ratslinke, welche die Vorlage unterstützte, bediente sich vor allem
föderalistischer Argumente. Den Kantonen müsse dieses Instrument zur Verfügung
gestellt werden damit jene Kantone, die das Problem zu vieler Gesuche um
Praxisbewilligung kennen, handeln können. Kantone, die nicht mit der Problematik
konfrontiert seien, wären auch nicht zum Handeln verpflichtet, so Nationalrätin Fehr
(sp, ZH). Dass sich nicht alle Kantone in der gleichen Ausgangslage befanden, liess sich
in den verschiedenen Voten gut erkennen. Eintreten wurde schliesslich mit 106 zu 74
Stimmen deutlich beschlossen. Der Minderheitsantrag um Rückweisung scheiterte mit
89 zu 94 Stimmen jedoch nur knapp. Die Detailberatung war in der Folge weniger
umstritten. Zwei Kommissionsanträge wurden beschlossen. Einerseits sollte der
Zulassungsstopp nur auf Ärztinnen und Ärzte angewandt werden, und nicht auf
Apotheker. Andererseits beschränkten die Räte eine vom Bundesrat noch offen
formulierte Frist auf Verfall der Zulassung bei Nicht-Einlösung auf sechs Monate. Die
damit geschaffene Abweichung vom Bundesratsentwurf wird die Ständekammer
beurteilen müssen. Ein Antrag Ingold (evp, ZH) wurde sehr deutlich angenommen:
Dieser wollte den Bedürfnisnachweis für Personen, welche mindestens fünf Jahre an
einer anerkannten schweizerischen Weiterbildungsstätte gearbeitet haben, aufheben.
Dagegen soll ein Bedürfnisnachweis für praktische Ärztinnen und Ärzte, die über keinen
anderen Weiterbildungstitel verfügen, eingeführt werden. Damit sollte eine
entscheidende Schwäche der neuen Zulassungsregulierung ausgemerzt werden,
nämlich diejenige, dass schlechter qualifizierte Ärztinnen und Ärzte direkt aus dem
Ausland eine Praxistätigkeit aufnehmen könnten. In der Gesamtabstimmung wurde die
Vorlage mit 103 zu 76 Stimmen überwiesen, wobei sich nach wie vor FDP- und SVP-
Vertreter dagegen stellten.

Der Ständerat behandelte das Geschäft nur eine Woche später. Zwar sprach sich die
Mehrheit der SGK für Eintreten aus, jedoch mit dem Antrag, das Geschäft sogleich an
den Bundesrat zurückzuweisen. Die Regierung solle eine definitive Lösung
präsentieren, welche unter anderem auch eine Lockerung des Vertragszwangs vorsehen
würde. Eine Minderheit Eder (fdp, ZG) war für Nichteintreten. Stattdessen sei eine
langfristige, zukunftsorientierte und nachhaltige Lösung, welche allen Beteiligten
Sicherheit bringt, gefragt. Eine zweite Minderheit Schwaller (cvp, FR) sprach sich für
Eintreten ohne Rückweisung aus. Der Rückweisungsantrag wurde in der Kommission
schliesslich mit einer knappen Mehrheit gefasst. Ein erster wichtiger Grund liege darin,
dass seit zwölf Jahren eingesetztes dringliches Bundesrecht nicht mehr tatsächlich als
solches gelten könne, so das Empfinden der SGK. Die Kommission verlangte darum eine
rasche Antwort des Bundesrates auf die seit Jahren bestehenden Probleme und wollte
mit der Rückweisung den entsprechenden Druck aufrechterhalten. Diese Begründung
stützte sich auch auf ein Versprechen von Bundesrat Berset, der in der Kommission
festgehalten hatte, dass eine definitive Vorlage per Ende 2013 geplant sei. Die
Eintretensdebatte war langwierig und stellte auch den vom Nationalrat gefassten
Beschluss infrage, da er möglicherweise gegen die Personenfreizügigkeit verstosse
durch die Diskriminierung ausländischer Ärzte. Das Ratsplenum war mit 27 zu 17
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Stimmen für Eintreten, wurde sich jedoch nicht einig über den Antrag Schwaller.
Ratspräsident Lombardi (cvp, TI) entschied beim Stichentscheid im Sinne der
Minderheit. Damit war Eintreten beschlossen, die Rückweisung wurde abgelehnt und
die Kommission musste die Detailberatung nachholen. Bis zur Ständeratsdebatte in der
Sommersession hatte die SGK mehrere Expertisen eingeholt: Sie informierte sich über
die Anpassungen des Nationalrates und deren Vereinbarkeit mit der
Personenfreizügigkeit, über die Übereinstimmung des Bundesratsentwurfs mit der
Verfassung und über die Auswirkungen des früheren Systems der
Zulassungsbeschränkung. In der Kommission halte sich der „Enthusiasmus gegenüber
der wiederaufgenommenen vorübergehenden Zulassungsbeschränkung im Rahmen“, so
Sprecherin Egerszegi (fdp, AG). Die Frage, was nach erneuter Aufhebung der
Beschränkung in drei Jahren folgen wird, erschien auch den Ständeräten prioritär. Es
wurde jedoch auch betont, dass es bei dieser Vorlage darum gehe, dass die Kantone die
Leistungserbringer bestimmen und deren Zulassung an Bedingungen knüpfen können.
Spreche sich die Regierung eines Kantons dagegen aus, die Zulassung ihrer
Leistungserbringer an bestimmte Bedingungen zu knüpfen, so ändere sich auch nichts.
Aufgrund zweier Bittschreiben der Grenzkantone Genf und Tessin, die dringlichen
Massnahmen zu unterstützen und in Hinblick auf die Funktion der Ständekammer,
beantragte die SGK die Annahme des Geschäfts. Gegenüber dem Nationalrat wurden
während der Detailberatung zwei Differenzen geschaffen: Die Abhängigkeit eines
Bedürfnisnachweises soll nur von den Weiterbildungstiteln abhängen und nicht
zusätzlich von einer Mindestanstellung an einer schweizerischen Institution. In dieser
Hinsicht wollte die Kommission dem Bundesrat folgen. Eine Minderheit Rechsteiner (sp,
SG) schlug erfolglos als Kompromiss eine kürzere Mindestanstellung von drei Jahren vor
(gegenüber den im Nationalrat gemäss Bundesratsentwurf beschlossenen fünf Jahren).
Zur Kriterienfestlegung für den Bedürfnisnachweis nahm der Nationalrat die Fassung
des Bundesrates an: Die Regierung selbst solle die Kriterien beschliessen. Im Gegensatz
zur Exekutive wollte die SGK des Ständerates jedoch das Mitspracherecht der Kantone
im Gesetz niederschreiben. Diese Änderung wurde gegen eine Minderheit Stöckli (sp,
BE), welche den Bundesratsentwurf unterstützen wollte, angenommen. Eine
redaktionelle Anpassung über Inkrafttreten des Gesetzes wurde zwangsläufig
verabschiedet, da der ursprünglich festgelegte Zeithorizont trotz Dringlichkeit nicht
eingehalten werden konnte. 

In der Differenzbereinigung standen sich die oben genannten Divergenzen gegenüber.
Bei der Festlegung der Erforderlichkeit eines Bedürfnisnachweises übernahm die SGK
des Nationalrates den Vorschlag Rechsteiner (sp, SG), welcher im Ständerat knapp
durchgefallen war. Sie beantragte damit ihrem Plenum die Forderung nach drei Jahren
Anstellung an einer schweizerischen Weiterbildungsstätte und ging selbst einen
Kompromiss gegenüber dem zuvor gefassten Nationalratsbeschluss von fünf Jahren ein.
Mit 102 zu 77 Stimmen wurde dies im Rat angenommen. In der Frage, wer die
Kompetenz der Kriterienfassung erhalten soll, schuf der Nationalrat wieder eine
Differenz zum Ständerat. Die Kantone seien laut Fassung des Nationalrats anzuhören,
jedoch nicht einzubeziehen. Dieser redaktionellen Änderung fügte sich der Ständerat.
Auch mit der Bedingung, drei Jahre in der Schweiz gearbeitet haben zu müssen, zeigte
sich die ständerätliche SKG schliesslich einverstanden. Angesichts der hohen
Zustimmung, mit welcher der Nationalrat an dieser zeitlichen Bedingung festgehalten
hatte, schien es ihr angezeigt, einzulenken – wenngleich Sprecherin Egerszegi (fdp, AG)
nicht umhin kam, den dadurch entstehenden Konflikt mit der Personenfreizügigkeit zu
erwähnen. Den jeweiligen Mehrheitsanträgen folgte das Ratsplenum, womit das
Geschäft zum Abschluss gebracht werden konnte. Am Ende der Beratungen bekräftigte
Nationalrat Stahl (svp, ZH) Namens der SVP-Fraktion nochmals deren Ablehnung gegen
die Vorlage. Sie widerspreche dem freiheitlichen und liberalen Geist des Berufes des
Arztes und diese zwölf Jahre, während denen der Ärztestopp gegolten hatte, seien in
Sachen Kostenexplosion im Gesundheitswesen wenig erfolgreich gewesen. Dennoch
erklärten beide Kammern noch in der Sommersession das Geschäft mit 115 zu 79 und 27
zu 15 Stimmen als dringlich und verabschiedeten es mit 107 zu 77, respektive mit 28 zu
16 Stimmen, wobei die bürgerlichen Fraktionen jeweils unterlagen. Das abgeänderte
Gesetz trat per 1. Juli 2013 in Kraft und gilt bis zum 30. Juni 2016. 7
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Medikamente

Der Ständerat beugte sich in der Herbstsession 2015 wieder über das Heilmittelgesetz
(HMG). Zunächst stand die Marktexklusivität respektive der Unterlagenschutz zur
Debatte. Mit knapper Mehrheit von 6 zu 5 Stimmen wollte die ständerätliche
Gesundheitskommission bei der vorherigen Fassung der eigenen Kammer bleiben,
sprich keine Marktexklusivität gewähren. Dagegen brachte Felix Gutzwiller (fdp, ZH)
einen Einzelantrag vor, mit dem er auf die Fassung des Nationalrates einschwenken
wollte. Mit der Zusicherung von Marktexklusivität könne man am besten Anreize
schaffen, damit Arzneimittel für seltene Krankheiten entwickelt würden, gerade weil
solche kommerziell einige Zeit lang nicht interessant seien, argumentierte er. Seitens
der SGK-SR war man jedoch mehrheitlich der Meinung, dass ein Unterlagenschutz
zielführender sei, weil man nicht auf Abschottung und in diesem Sinne auch nicht auf
Verhinderung von Innovation setzen wolle. Pascale Bruderer (sp, AG) sah im Festhalten
aber auch einen Weg, um noch länger über die bestmögliche Lösung diskutieren zu
können. Bundesrat Berset setzte sich ebenfalls für den Unterlagenschutz ein,
schliesslich entsprach dieser auch der vom Bundesrat ursprünglich vorgesehenen
Lösung. Mit 25 zu 16 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) folgte das Plenum diesem Antrag und
damit auch der Kommissionsmehrheit. Eine weitere Differenz zum Nationalrat wurde
bezüglich der Zulassungskriterien aufrechterhalten, wobei es um die erleichterte
Inumlaufbringung von in EU- oder EFTA-Staaten bereits zugelassenen Produkten auf
den schweizerischen Markt ging. Hier verabschiedete die kleine Kammer eine revidierte
Fassung des betreffenden Artikels und schlug damit auch einen Antrag des Bundesrates
aus, die Bestimmung gänzlich fallen zu lassen. Auf die Linie des Nationalrates schwenkte
man hingegen bezüglich der Modalitäten zur Verschreibung von Arzneimitteln ein: Der
Ständerat nahm keine Vorgaben diesbezüglich in das Gesetz auf. Ein Minderheitsantrag
Stöckli (sp, BE), der im Grunde verhindern wollte, dass hierzu 26 kantonale Normen
etabliert würden, und stattdessen den Bund verpflichten wollte, entsprechende
Kriterien aufzustellen, war mit 10 zu 29 Stimmen chancenlos.
Eine leidenschaftliche Debatte entwickelte sich bezüglich der Rezeptpflicht für den
Versandhandel mit Medikamenten, genauer gesagt bezüglich dem Zeitpunkt, wann eine
Versandapotheke das betreffende Rezept zur Kenntnis nehmen muss: Ist eine Vorlage
des Rezepts vor dem Versand der verschreibungspflichtigen Arzneimittel nötig oder
kann auch eine nachträgliche Vorlage des Rezeptes zulässig sein? Die Mehrheit der SGK
wollte die strengere nationalrätliche Fassung unterstützen und eine vorgängige
Rezeptabgabe vorsehen. Anders eine Minderheit Eberle (svp, TG), die die frühere
ständerätliche Version aufrechterhalten wollte, wonach nur in bestimmten Fällen ein
Rezept vorliegen muss. Zwar soll für verschreibungspflichtige Arzneimittel weiterhin in
jedem Fall ein Rezept vorhanden sein, aber rezeptfreie Produkte, hierzu sind auch
diverse Ergänzungsmittel wie Gesundheitsbäder oder Tees zu zählen, sollen keine
Rezepte nötig machen. Eine Rezeptpflicht führe hier nicht nur zu zusätzlichen Kosten,
sondern verhindere auch einen fairen Wettbewerb zwischen Versandapotheken und
herkömmlichen Anbietern. Die Ständekammer teilte mehrheitlich die letztere Position
und hielt mit 29 zu 16 Stimmen an der flexibleren Variante fest und schuf damit
wiederum eine Differenz zum Nationalrat. Ebenso beharrte der Ständerat auf seiner
Haltung in allen Fragen zu Rabattierung und den Modalitäten zur Integrität, Transparenz
und Offenlegung. Diese sollten unbedingt auf alle Heilmittel angewendet werden und
nicht, wie vom Nationalrat beschlossen, lediglich auf verschreibungspflichtige
Arzneimittel. Denn der Missbrauch sei bei den Medizinalprodukten genauso gross,
schätzte Stöckli (sp, BE). Auch in diesem Punkt eröffne ein Festhalten die Möglichkeit,
dieser wichtigen Frage noch einmal vertieft nachzugehen, erklärte Felix Gutzwiller (fdp,
ZH). 
Somit war im Gesamtpaket des Heilmittelgesetzes Vieles noch offen, als der Ständerat
das Projekt an den Nationalrat zurückgab. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.09.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die Motion Cassis (fdp, TI) zu den Massnahmen zur Entschärfung der Folgen des
erstarkten Schweizerfrankens auf die Heilmittelbranche und die dort geforderten
Vereinfachungen der Zulassungsverfahren bei Indikationserweiterungen wurde vom
Ständerat ebenfalls diskussionslos angenommen. Die SGK hatte sich in ihrer kurzen
Erklärung ebenfalls für die Motion ausgesprochen. Die Forderung von
Kommissionssprecher Graber (cvp, LU), dass der erkannte Wettbewerbsnachteil wegen
der Frankenstärke unbedingt aufzuheben sei, wurde also auch von der kleinen Kammer
oppositionslos an den Bundesrat weiter gereicht. 9

MOTION
DATUM: 02.03.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Die letzte Detailberatung des Heilmittelgesetzes im Ständerat fand in der
Frühjahrssession 2016 statt. Die SGK-SR machte zwar Schritte auf die nationalrätlichen
Beschlüsse zu, jedoch nicht vollumfänglich. Ihr folgte das Ratsplenum mit dem
Einlenken auf die Version der grossen Kammer bezüglich des Unterlagenschutzes von 15
Jahren und bezüglich der Zulassungsformalitäten. Bei den Rezepten und bei den
Rabatten sowie geldwerten Vorteilen war die Kommission zweigeteilt. Bezüglich
Verschreibungspflicht wollte die Mehrheit der Kommission an der eigenen Fassung
festhalten und keine genaueren Anforderungen an die Rezepte stellen, eine Minderheit
Stöckli (sp, BE) wollte den Patientinnen und Patienten in Übereinstimmung mit dem
Nationalrat ermöglichen, auf Rezepte verzichten zu können. Das Plenum folgte jedoch
der Kommissionsmehrheit und blieb bei der eigenen Version, womit bereits klar wurde,
dass eine Einigungskonferenz nötig werden würde. Die Beschlussfassung bezüglich der
Preisgestaltung war somit nicht mehr alleiniger Knackpunkt in der HMG-Debatte. Eine
gleich zusammengesetzte Minderheit Stöckli wollte auch diesbezüglich dem Nationalrat
folgen, während die SGK-Mehrheit wiederum auf der ständerätlichen Version beharrte
und sich letztlich durchsetzte. Zwar war in der Debatte ein Entgegenkommen, auch
seitens des Bundesrates, zu spüren, bei der Abstimmung lenkte das Ratsplenum jedoch
nicht ein. Mehrheitssprecher Eberle (svp, TG) warnte vor einem Eingriff in die
Wirtschaftsfreiheit, wenn alle Heilmittel in die Norm aufgenommen würden. Dadurch
würde es – seiner Ansicht nach – eher zu Verteuerungen der Produkte kommen als zu
einer Kostenoptimierung. Die «epische» Diskussion (Eberle) führte somit noch nicht zu
einer Einigung. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.03.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Hans Stöckli (sp, BE) reichte 2018 eine Motion ein, mit welcher er die Schaffung einer
Rechtsgrundlage zu elektronischen oder gedruckten Medikationsplänen für
Patientinnen und Patienten, die während mindestens 28 Tagen drei oder mehr
Medikamente gleichzeitig einnehmen, forderte. Polymedikation – also die gleichzeitige
Einnahme mehrerer Medikamente – komme vor allem bei chronisch kranken und
älteren Personen vor und sei aufgrund oft nicht vollständig vorhandenen Informationen
zu den verschiedenen Arzneimitteln mit dem Risiko von Nebenwirkungen und
Interaktionen behaftet, erklärte der Motionär. So rangierten Medikationsfehler unter
den im Gesundheitswesen am häufigsten gemachten Fehlern und verursachten die
Hälfte aller jährlich auftretenden, vermeidbaren Todesfälle. Ein Medikationsplan könnte
dem Einhalt gebieten, da dadurch «eine Übersicht über alle verschriebenen und
eingenommenen Medikamente» gewährleistet wäre. Es handle sich dabei um eine
«qualitätssichernde Massnahme», die der Patientensicherheit diene. Gemäss Stöckli
gälten unabhängig von der Form des Medikationsplans die gleichen Anforderungen.
Allerdings betonte er den Vorteil, dass bei der digitalen Version eine höhere
Wahrscheinlichkeit bestehe, dass die vorliegende Liste vollständig und aktuell sei.
Insbesondere im Zusammenhang mit der Einführung des elektronischen
Patientendossiers wäre diese Art von Qualitätssicherung relevant.
Bundesrat Berset zeigte sich von Stöcklis Vorstoss überzeugt, betonte jedoch, dass man
bezüglich der fehlenden Pflicht, elektronische Patientendossiers zu führen, – was
Vorrausetzung für einen elektronischen Medikationsplan ist – noch einige Dinge regeln
müsse. Im Namen des Gesamtbundesrates empfahl er die Motion zur Annahme.
Stillschweigend folgte der Ständerat diesem Votum. 11

MOTION
DATUM: 18.09.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

Nachdem der Ständerat die Motion Stöckli (sp, BE) zum Recht auf einen
Medikationsplan zur Stärkung der Patientensicherheit angenommen hatte, empfahl
auch die SGK-NR ihrem Rat, die Vorlage anzunehmen. Die Kommission war der
Meinung, das Begehren unterstütze die Verbesserung der Medikationssicherheit und
folglich auch das Patientenwohl. Trotzdem sei es ihr aber auch ein Anliegen, dass die
Einführung des elektronischen Patientendossiers durch die Umsetzung der Motion
nicht verzögert werde. In der Frühjahrssession 2019 nahm die grosse Kammer die
Motion stillschweigend an. 12

MOTION
DATUM: 07.03.2019
JOËLLE SCHNEUWLY
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Epidemien

Eine von Damian Müller (fdp, LU) eingereichte Motion zur Eliminierung von Hepatitis
wurde in der Herbstsession 2019 vom Ständerat behandelt. Müller wollte mit seinem
Vorstoss die Erweiterung des Nachfolgeprogramms vom NHPS um virale Hepatitis
erreichen, mit welchem neben HIV nun auch Hepatitis A und B bis 2030 eliminiert
werden sollen. Dies entspreche dem Ziel der WHO und der zivilgesellschaftlichen
Initiative «Schweizer Hepatitis-Strategie». Während die Schweiz bezüglich der
Bekämpfung von HIV eine Vorreiterrolle einnehme, sei dies bei Hepatitis nicht der Fall.
Die beiden Infektionskrankheiten belasteten das Schweizer Gesundheitswesen
gleichermassen, daher sollten sie auch auf die gleiche Ebene gestellt werden, so der
Motionär in der Herbstsession 2019. Landesweit seien 80'000 Personen von
chronischer Hepatitis betroffen. Viele wüssten allerdings nichts von ihrer Erkrankung
und so würden jährlich 200 Leute – gleich viele wie bei Verkehrsunfällen – an einer
viralen Hepatitis sterben. Dabei gebe es gegen Hepatitis B eigentlich eine Impfung und
Hepatitis C sei gut heilbar. Folglich sei die Schliessung von Versorgungslücken, vor allem
in den Bereichen Aufklärung, Testen, Impfen und Behandeln, essentiell. 
Gesundheitsminister Alain Berset unterstützte die Vorlage zwar, merkte jedoch an, dass
die Fälle von Hepatitis B und C in der Schweiz langsam abnähmen. Grund dafür sei
unter anderem die Untersuchung von Schwangeren, die eine Übertragung von Hepatitis
B von der Mutter auf das Kind verhindere. Hepatitis C sei in der Vergangenheit vor allem
durch verunreinigte Blutkonserven sowie nicht ausreichend sterilisierte Nadeln im
medizinischen Bereich wie auch beim Drogenkonsum übertragen worden. Dank der
Einführung von Einmalprodukten habe diese Übertragungsart aber reduziert werden
können. Wie bereits bei der Interpellation Stöckli (sp, BE) zur «Reduktion der
Krankheitslast von nichtübertragbaren Krankheiten» (Ip. 19.3706) sehe der Bundesrat
zwar eine möglichst effektive Durchführung der Vorsorge, nicht aber eine
Vorsorgeuntersuchung für die gesamte Bevölkerung vor. Im Anschluss an diese Worte
nahm der Ständerat die Motion stillschweigend an. 13

MOTION
DATUM: 12.09.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Suchtmittel

Am 23. September kam die 2010 eingereichte Volksinitiative „Schutz vor
Passivrauchen“ zur Abstimmung. Die von der Lungenliga lancierte Initiative sah zum
einen vor, den Schutz vor dem Passivrauchen in der Bundesverfassung zu verankern.
Zum anderen sollte das Rauchen in Innenräumen, die als Arbeitsplatz dienen, sowie in
allen anderen Innenräumen, welche öffentlich zugänglich sind, verboten werden. Das
Begehren würde auch zu einer Vereinheitlichung der unterschiedlichen kantonalen
Praxis führen. In der bereits im Vorjahr lancierten Ratsdebatte stimmte der Nationalrat
der bundesrätlichen Empfehlung auf Ablehnung der Initiative zu. Im Ständerat wurde im
Frühjahr 2012 ein Rückweisungsantrag Stöckli (sp, BE) mit 26 zu 15 Stimmen abgelehnt
und die Empfehlung des Bundesrates wurde damit auch von der kleinen Kammer
gestützt. Auch in den Schlussabstimmungen blieb der Bundesbeschluss ziemlich
unbestritten und wurde mit 138 zu 52, respektive mit 28 zu 7 Stimmen angenommen.

Im Vorfeld der Abstimmung gab es in der Presse eine umfangreiche Auslegeordnung der
Argumente und Befürwortern und Gegnern wurde viel Platz eingeräumt. Ende August
sorgten Abstimmungsinserate des Nein-Komitees für einigen Unmut, da diese
Unwahrheiten vermittelten. Es wurde angegeben, das mit einer Annahme der Initiative
alle Fumoirs verboten würden, wobei der letzte Rückzugsort der Raucher im
öffentlichen Raum bedroht werden würde. Dass dies so nicht stimme liess die
Lungenliga postwendend verlauten. Es handle sich um eine Fehlinterpretation des
Initiativtextes. Diese Unklarheit steht stellvertretend für eine Reihe von offenen Fragen,
die bis kurz vor der Abstimmung nicht gänzlich ausgeräumt werden konnten. Dazu
gehörte auch das Rauchen in Einzelbüros, welches je nach Argumentation verboten
werden würde oder eben nicht. Gegen den Abstimmungstermin hin sah sich die
Lungenliga selbst mit Vorwürfen konfrontiert, sie würde Steuergelder in ihren
Abstimmungskampf einfliessen lassen. Von Seiten des Wirteverbandes Gastrosuisse
wurde damit drei Wochen vor dem Urnengang der Abstimmungskampf nochmals
angeheizt.Die Initiative wurde von 66% der Stimmenden abgelehnt. Ausser Genf waren
sämtliche Stände gegen die Annahme der Initiative. Eine Ablehnung hatte sich zunächst
nicht abgezeichnet, erste Umfrageergebnisse deuteten auf eine hohe Unterstützung
hin. In der zweiten Umfrage zeigte sich noch eine Mehrheit für die Vorlage von 59%,
welche jedoch in der dritten Welle zehn Tage vor der Abstimmung auf deutlich unter
50% sank (41%). Der Meinungsumschwung wurde damit begründet, dass die Nein-Seite
die Schwachstelle der Argumentation aus Bevölkerungssicht getroffen habe. Die

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 23.09.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Initiative gehe zu weit und komme zum falschen Zeitpunkt, so die Pressekommentare.
Der Vox-Analyse kann entnommen werden, dass die im Abstimmungskampf zentralen
Gesundheitsargumente nicht sehr ausgeprägt aufgenommen worden waren. Von den
befragten Personen, darunter vorwiegend von den Nichtrauchern, wurde vor allem eine
klarere Regelung des Rauchverbots genannt. Der zweite wichtige Faktor der Initiative,
der Harmonisierungsbedarf bei den Vorschriften zum Passivrauchen auf nationaler
Ebene, welcher laut Vox im Abstimmungskampf sehr präsent war, wurde von 27% der
Befragten genannt. Dieses Argument wurde vor allem von den Rauchern angeführt.
Wichtiger Einflussfaktor auf den Stimmentscheid war, ob eine Person Raucher oder
Nichtraucher war. Als wichtigstes und polarisierendstes Argument zeichnete sich die
Meinung ab, dass der Schutz der Angestellten bis anhin unzureichend gewesen sei. 

Abstimmung vom 23. September 2012

Beteiligung: 42.8%
Ja: 741'205 (34.0%) / Stände: 1
Nein: 1'437'985 (66.0%) / Stände: 19 6/2

Parolen:
– Ja: SP (1*), GPS (2*), EVP; SGB, TravS.
– Nein: FDP, SVP, CVP (2*), GLP (1*), BDP; eco., SGV, SBV.
– Stimmfreigabe: CSP.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 14

Anfang 2012 hatte der Bundesrat seine Botschaft zur Totalrevision des Alkoholgesetzes
vorgelegt. Das gegenwärtig gültige Gesetz stammt aus dem Jahr 1932 und entspricht
trotz vieler Teilrevisionen den heutigen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Bedingungen nicht mehr. Das Alkoholgesetz soll in der neuen Fassung durch zwei
Erlasse ersetzt werden: einem neuen Spirituosensteuergesetz und einem
Alkoholhandelsgesetz. Normen über die Verbrauchssteuern, den Import von Ethanol –
bis anhin in der alleinigen Kompetenz des Bundes – und die Reallokation von mehreren
Bewilligungen gehen im neuen Spirituosensteuergesetz (SpStG) auf; Regelungen über
den Handel und den Ausschank von alkoholischen Getränken und die Werbung werden
im neuen Alkoholhandelsgesetz (AlkHG) vereint. Neu wird im AlkHG auch ein
sogenanntes Nachtregime umschrieben, welches in der Nacht anwendbare
Massnahmen subsumiert. Damit sollen Billigstpreisangebote in Zeiten verunmöglich
werden, in der sich der problematische Alkoholkonsum mutmasslich abspielt. Überdies
sollen gesetzliche Grundlagen für Testkäufe geschaffen werden, um Unsicherheiten
über die Frage ihrer Zulässigkeit zu beenden. Das AlkHG soll eine schweizweit
einheitliche Grundlage zur Regulierung des Handels mit alkoholischen Getränken
schaffen, wobei den Kantonen zugestanden wird, weitergehende Bestimmungen
vorzusehen. Das bereits 2010 durchgeführte Vernehmlassungsverfahren stellte der
Gesetzesrevision mehrheitlich gute Noten aus. Die Vernehmlasser liessen sich jedoch in
zwei Lager einteilen: Während Städte und Gemeinden die Änderungen begrüssten und
die Präventionsmassnahmen zum Teil sogar als zu schwach empfanden, stellten sich
Kreise der Wirtschaft vor allem gegen das AlkHG. Das SpStG wurde mit seiner
Liberalisierung des Ethanolmarktes mehrheitlich gutgeheissen, gleichwohl gab es Kritik
zur Höhe der Spirituosensteuern.

Im März des Berichtsjahres wurden die beiden Gesetzesvorlagen im Ständerat  als
Erstrat behandelt. Dessen Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK) hatte in
beiden Fällen ohne Gegenstimmen dem Rat Eintreten beantragt. Die Eintretensdebatte
war geprägt von zahlreichen Voten, welche die Berechtigung der Gesetzesvorlage
unterstrichen. Inhaltlich bewegte das neue Spirituosensteuergesetz stärker als das
Alkoholhandelsgesetz. Drei Punkte wurden wiederholt vorgebracht: Es herrschte
Einigkeit über eine Zunahme exzessiven Alkoholkonsums, insbesondere unter
Jugendlichen. Als problematisch wurden vor allem Hospitalisierungen aufgrund von
Alkoholvergiftungen betrachtet, welche nicht nur gesundheitsschädigend sind, sondern
auch hohe Kosten zur Folge haben. Ein zweites Thema war der Schutz einheimischer
Alkoholproduzenten, und als dritter Punkt wurde das Verhältnis zwischen Restriktion
und Repression diskutiert, vorwiegend jedoch unter der Maxime einer griffigen
Präventionswirkung. Einige Votanten forderten Einzelmassnahmen, wie beispielsweise
Ständerat Levrat (sp, FR), welcher sich für ein Verbot des Verkaufs von hochprozentigen
Alkoholprodukten zu Billigstpreisen einsetzte. Seitens der SGK des Ständerates äusserte
sich Sprecherin Egerszegi (fdp, AG). Sie betonte, dass im Sinne der öffentlichen
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Gesundheit Handlungsbedarf bestehe. In ihrem Votum stellte sie fest, dass den
Kantonen entsprechende Mittel zugestanden werden müssten. Gleichzeitig sprach sie
sich für eine sorgfältige Regulierung der Genussmittel aus, wobei einer Diskrepanz
zwischen der Behandlung illegaler Drogen und dem Missbrauch legaler Drogen
vorgebeugt werden müsse. Die Detailberatung war durch einen Minderheitsantrag
Baumann (cvp, UR) geprägt, welcher durch eine Ausbeutebesteuerung in Form eines
Rabattsystems die einheimischen Betriebe, namentlich kleine und mittlere
Brennereien, schützen wollte. Damit sollen ähnliche Bedingungen wie in Deutschland
und Österreich geschaffen werden. Die Änderung wurde mit 22 zu 13 Stimmen recht
deutlich gutgeheissen. Sie bedeutet einen neuen Artikel 17a mit der Festschreibung der
genannten Steuer sowie eine Anpassung sieben weiterer Artikel. Mit einem weiteren
Minderheitsantrag Levrat (sp, FR) sollte die Alkoholsteuer pro Liter reinen Ethanols von
bis anhin CHF 29 auf CHF 35 erhöht werden. Drei Franken davon sollten einen
Teuerungsausgleich bewirken, mit den weiteren drei Franken sollten Ausfälle aufgrund
der im Gesetzesentwurf vorgesehenen Steuerbefreiungen ausgeglichen werden. Mit
dieser Massnahme sollte sichergestellt werden, dass der „Alkoholzehntel“ auf dem
bisherigen Niveau gehalten werden kann und die so generierten Gelder für die
Alkoholprävention in den Kantonen weiterhin ausreichen. Der Bundesrat hatte in
seinem Gesetzesentwurf keine Erhöhung vorgesehen. Der Status quo – der auch im
Gesetz weiterhin so belassen werden sollte – obsiegte in der Abstimmung mit 23 zu 21
Stimmen knapp gegen den Minderheitsantrag. Ein Minderheitsantrag Zanetti (sp, SO)
ging in eine ähnliche Richtung, stellte jedoch lediglich eine redaktionelle Änderung dar:
Der Bundesrat sollte verpflichtet werden, die Alkoholsteuer der Teuerung anzupassen,
und dies nicht nur „können“. Die „muss“-Formulierung unterlag im Plenum jedoch
ebenfalls mit 17 zu 24 Stimmen. Weitere Minderheitsanträge, unter anderem eine
Steuerbefreiung von bis zu zehn Litern des zum Eigengebrauch hergestellten Alkohols,
blieben chancenlos. In der Gesamtabstimmung wurde das SpStG mit 23 zu acht
Stimmen angenommen und mit den vorgenommenen Änderungen an den Nationalrat
überwiesen.

Die Detailberatung des Alkoholhandelsgesetzes (AlkHG) gestaltete sich ähnlich lebhaft.
Aufgrund eines ersten Gegenantrags befasste sich die kleine Kammer mit
Bestimmungen über die Werbung für alkoholische Getränke, wobei wie vom Bundesrat
vorgesehen und der Kommission gestützt, alkoholische Getränke im Allgemeinen und
Spirituosen als Erzeugnisse separat behandelt werden sollten. Eine Minderheit Levrat
(sp, FR) wollte dies explizit ausschliessen und generelle Erlasse zu alkoholischen
Getränken formulieren. Kommissionssprecher Graber (cvp, LU) räumte ein, dass die
Kommission versucht hatte, diese Vereinigung zu vollziehen, jedoch letztlich davon
absah, weil eine Vereinigung diverse Probleme nach sich gezogen hätte. Der
Minderheitsantrag unterlag klar, womit sich der Rat in diesem Punkt für die Version der
Regierung aussprach. Umstritten war auch eine Norm über die Weitergabe von Alkohol
an altersmässig nicht abgabeberechtigte Jugendliche. Ein entsprechender
Minderheitsantrag Keller-Sutter (fdp, SG) wollte das Verbot der Weitergabe von Alkohol
mit der Absicht, die Altersbeschränkung zu umgehen, aus dem Gesetz streichen. Sie
erachtete es als nicht vollziehbar, weil die Strafverfolgungsbehörden diese Absicht der
Weitergabe kaum beweisen könnten. Der Antrag war jedoch chancenlos. Ein weiterer
Minderheitsantrag Levrat (sp, FR) beinhaltete die Festsetzung eines Mindestpreises für
Alkohol. Diese Massnahme, welche vor allem im Sinne der Prävention von
Alkoholmissbrauch unter Jugendlichen wirken sollte, führte zu einer längeren Debatte
um Verantwortlichkeit, Wirtschaftsfreiheit, tangierte Kundschaft und profitierende
Händler sowie über Einkaufstourismus im Falle eines billigeren Alkoholpreises im
benachbarten Ausland. Die Idee eines alkoholgehaltabhängigen Mindestpreises, der
unter Berücksichtigung des Schutzes der öffentlichen Gesundheit festgesetzt werden
soll, obsiegte mit 19 zu 18 Stimmen bei zwei Enthaltungen hauchdünn. Weiter sprach
sich der Ständerat entgegen dem Kommissionsantrag für ein Verkaufsverbot von Alkohol
im Detailhandel zwischen 22.00 und 6.00 Uhr aus, verbot jedoch die Gewährung von
Zugaben oder anderen Vergünstigungen, beispielsweise sogenannten Happy Hours,
nicht. Zur Regelung von Testkäufen äusserte sich Ständerat Schwaller (cvp, FR), welcher
die Haftungsfrage zugunsten des Verkaufspersonals entschärfen und stattdessen die
Unternehmen in die Pflicht nehmen wollte. Der Antrag wurde gutgeheissen. Mit 33
Stimmen wurde die Vorlage in der Gesamtabstimmung einstimmig der grossen Kammer
überwiesen.

Mit einer Reihe von Änderungsanträgen gelangten die beiden Gesetzesvorlagen im
September in den Nationalrat. Vor der Eintretensdebatte standen drei
Rückweisungsanträge im Raum. Nationalrätin Ingold (evp, ZH) wollte beide Vorlagen
zurückweisen, da sie Widersprüche und Inkohärenzen beinhalteten; Lorenz Hess (bdp,
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BE) verlangte die Rückweisung, weil eine verfassungskonforme Regelung der Spirituosen
sowie eine wirksame Prävention des Handels mit Alkohol fehle; und Nationalrat Rutz
(svp, ZH) wollte nur das Alkoholhandelsgesetz zurückweisen, mit der Begründung, das
Parlament solle zuerst eine verfassungsrechtliche Grundlage für die Regelung von Bier
und Wein beraten. Die Eintretensdebatte war von zahlreichen Wortmeldungen geprägt,
wobei vor allem von der Ratslinken Kritik laut wurde. Allen voran äusserte sich
Nationalrat Jans (sp, BS) für die SP-Fraktion pointiert und nannte das Resultat der
Kommissionsberatungen einen „Scherbenhaufen“. Statt eine präventive Wirkung zu
erzielen, begünstige die Gesetzesvorlage die Alkoholwirtschaft und mit der
vorgesehenen Ausbeutebesteuerung sei ein Monster kreiert worden, welches den
Verwaltungsaufwand aufblähe. Eintreten war indes sowohl in der zuständigen WAK als
auch im Ratsplenum unbestritten. Sämtliche Rückweisungsanträge wurden trotz
teilweise geschlossener Unterstützung der SP-, der GLP- und der BDP-Fraktion
abgelehnt. In der Detailberatung standen sich jeweils die Kommissionanträge –
meistens auf Annahme gemäss Entwurf des Ständerates – und diverse
Minderheitsanträge gegenüber. Die Diskussion umfasste ähnliche Schwerpunktthemen
wie die Beratung im Ständerat: Prävention, Verkaufseinschränkungen, Besteuerung und
nicht zuletzt redaktionelle Details um Wortlaut und Definitionen einzelner
Bestimmungen. Das Nachtverkaufsverbot, welches vom Bundesrat vorgesehen und vom
Ständerat unterstützt worden war, wurde auf Antrag der WAK aufgehoben. Der
Nationalrat wollte damit verhindern, dass alle Konsumenten wegen einiger Risikotrinker
in ihrer Freiheit eingeschränkt werden. Ein Happy-Hour-Verbot, wie es der Ständerat
bereits aus dem Bundesratsentwurf gekippt hatte, war auch in der Volkskammer mit 105
zu 74 Stimmen chancenlos. Mit 122 zu 50 Stimmen ebenfalls deutlich abgelehnt wurden
im Nationalrat Mindestpreise für Alkoholika. Ein verschärftes Werbeverbot für
alkoholische Getränke wurde von der bürgerlichen Mehrheit im Rat ebenfalls abgelehnt.
Damit hatte der Nationalrat einerseits die vom Ständerat vorgenommenen
Verschärfungen wieder relativiert und damit das Alkoholhandelsgesetz weniger auf
Jugendschutz ausgelegt, andererseits blieb der Nationalrat auf der Linie der
Standesvertreter, indem das Konzept der Ausbeutebesteuerung im
Spirituosenbesteuerungsgesetz beibehalten werden soll. Ebenfalls Ja sagte der
Nationalrat zur Schaffung einer rechtlichen Grundlage für Testkäufe, mit denen geprüft
wird, ob sich die Verkaufsstellen an die gesetzlichen Vorschriften bezüglich
Mindestalter für den Erwerb von Alkohol halten. In der Gesamtabstimmung wurde das
AlkHG mit 121 zu 59 Stimmen gegen den Willen von SP, Grünen und EVP dem Ständerat
übergeben, das SpStG wurde mit 97 zu 80 Stimmen angenommen. Die Beratungen zur
Differenzbereinigung im Ständerat fanden nicht mehr im Berichtsjahr statt. 

Nach den Beschlüssen des Nationalrates wurde im Herbst in zwei Sitzungen der
ständerätlichen WAK das weitere Vorgehen besprochen. Bei den Differenzen zum
Alkoholhandelsgesetz wollte die Kommission an ihrer ursprünglichen Position bezüglich
des Verkaufsverbots für alkoholische Getränke von 22.00 bis 6.00 Uhr festhalten und
somit dem Antrag des Bundesrates folgen. Die Kommissionsmehrheit war überzeugt,
dass diese Massnahme sowohl den Jugendschutz verstärke, als auch die
Sicherheitssituation in städtischen Zentren verbessere. Darüber hinaus wurde darauf
verwiesen, dass diverse Kantons- und Stadtregierungen sowie die
Gesundheitsdirektorenkonferenz nachdrücklich ein Nachtverkaufsverbot forderten.
Demgegenüber wollte die Kommission die Einführung eines vom Alkoholgehalt
abhängigen Mindestpreises fallen lassen. Es wurde davon ausgegangen, dass diese
Massnahme den Einkaufstourismus begünstigen und die inländische Produktion
schwächen würde. In der Frage um die Besteuerung von Alkoholika forderte die
Kommission von der Verwaltung vertiefte Informationen über die Ausgestaltung einer
Ausbeutefinanzierung, bevor eine Sitzung im November einen Beschluss herbeiführen
sollte. Dabei wurde bestätigt, was im Nationalrat und von Bundesrätin Widmer-
Schlumpf bereits befürchtet worden war: Eine Ausbeutebesteuerung würde
völkerrechtliche Verpflichtungen der Schweiz gegenüber dem Ausland verletzen und
mehrfach in nicht zu rechtfertigender Weise gegen die Bundesverfassung verstossen.
Daraufhin beauftragte die Kommission die Verwaltung, eine alternative Regelung
auszuarbeiten. Vor dem Hintergrund, dass beide Räte das System der
Ausbeutebesteuerung grundsätzlich befürworteten, soll eine ähnliche
Besteuerungsformel erarbeitet werden, welche einerseits die höheren
Produktionskosten in der Schweiz zu kompensieren vermag und andererseits die
ökologisch wertvollen Hochstammbäume schützt und fördert. Mit diesem Auftrag
wurden die Beratungen erneut unterbrochen, womit sich auch die WAK des
Ständerates erst im Folgejahr wieder um die Alkoholgesetzgebung kümmern wird. 15
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In der Wintersession 2014 nahm das Parlament die Behandlung der Totalrevision des
Alkoholgesetzes (Alkoholhandelsgesetz und Spirituosenbesteuerungsgesetz) wieder auf.
Die Differenzbereinigung im Ständerat begann damit über ein Jahr nachdem sich die
Räte zuletzt mit der Vorlage befasst hatten. Zuvor hatte sich die ständerätliche WAK in
mehreren Sitzungen mit den Besteuerungsformen auseinander gesetzt. Im Sommer
hatte die Kommission beschlossen, dass die umstrittene Ausbeutebesteuerung
ersatzlos gestrichen werden soll, weil sie eine willkürliche Ungleichbehandlung von
Gewerbetreibenden bedeutet und zudem zu einer degressiven Besteuerung geführt
hätte, was verfassungswidrig wäre. Zudem wurde befürchtet, das System würde
Fehlanreize schaffen, indem hohe Ausbeuten steuerlich begünstigt werden, und dass
dies letztlich unter Umständen dem Streben nach hoher Qualität zuwiderlaufe. Eine
Kommissionsminderheit wollte an der Ausbeutebesteuerung festhalten, jedoch
Verbesserungen bei deren Ausgestaltung anbringen: Es sollten nur Brände aus in der
Schweiz ökologisch produzierten Früchten von der Ausbeutebesteuerung profitieren
können und die sogenannte Überausbeute solle nicht mehr von der Steuer befreit
werden. Den endgültigen Beschluss und damit den Antrag an das Ratsplenum fasste die
Kommission Anfang November. Drei Massnahmen schlug die WAK schliesslich vor: Eine
Fehlmengenregelung (Steuerbefreiung bei produktionsbedingten Verlusten), die
steuerliche Privilegierung von Stoffbesitzern (Steuerermässigung auf bis zu 50 Liter
reinen Alkohols), sowie die Gewährung von Finanzhilfen (ca. CHF 1-2 Mio. pro Jahr,
beispielsweise über Prämierungen). Die geschilderten alternativen Regelungen wurden
in ihrer Wirkung an die Ausbeutebesteuerung angelehnt. Sie sind jedoch
verfassungskonform und ermöglichen es, die einheimische Spirituosenbranche
finanziell in ähnlichem Ausmasse zu entlasten wie die Ausbeutebesteuerung. Nach wie
vor blieb eine Kommissionsminderheit der Meinung, der Ständerat solle dem
Nationalrat folgen, unter anderem, weil Finanzhilfen für die Spirituosenbranche im
Widerspruch zu den Alkoholpräventionsmassnahmen von Bund und Kantonen stehen.
Mit 3 zu 10 Stimmen blieb sie jedoch chancenlos. In derselben Sitzung wurde der
Systementscheid zur Besteuerung von Alkohol gefällt. Mit 6 zu 5 Stimmen wurde knapp
entschieden, den Steuersatz bei CHF 29 pro Liter reinen Alkohols zu belassen und so
den vom Nationalrat vorgeschlagenen Steuersatz von CHF 32 wieder zu korrigieren. Am
vom Nationalrat aus dem Alkoholhandelsgesetz entfernten Nachtverkaufsverbot wollte
die Mehrheit der Kommission festhalten.

In der Wintersession folgte die Differenzbereinigung im Plenum des Ständerats, das nur
das Spirituosenbesteuerungsgesetz (SpStG) behandelte. Vier gewichtige Differenzen
standen im Raum. Auf Antrag der WAK-SR wurde ein neuer Artikel zur Präzisierung der
Ausbildungserfordernisse zur Herstellung von Spirituosen und Alkohol angenommen.
Zweiter Diskussionspunkt war die Regelung der Ausbeutebesteuerung, die mehr zu
reden gab. Eine Minderheit Baumann (cvp, UR) blieb bei ihrem Antrag, dem Entscheid
des Nationalrates zuzustimmen, die Ausbeutebesteuerung beizubehalten und nur
kleinere Änderungen im betreffenden Gesetzesartikel vorzunehmen.
Kommissionssprecher Graber (cvp, LU) schilderte die Erwägungen der WAK gegen den
Antrag Baumann: Dieser laute inhaltlich bloss auf Streichen der Ausbeutebesteuerung,
bedeutete aber formal eine Reihe von Änderungen im vorliegenden Gesetzesentwurf –
vor allem, da nicht alle Anpassungen in einem einzigen Artikel untergebracht werden
konnten. Verfahrenstechnisch war die Angelegenheit ebenfalls vertrackt, da nach den
ersten Beratungen noch zahlreiche Änderungen hätten angebracht werden sollen. Erst
nach Konsultation des Ratssekretariats wurde deutlich, was überhaupt noch geändert
werden darf und wie. Die Unklarheiten führten gar zum ironischen Kommentar
Baumanns (cvp, UR), dass es „meistens nicht gut kommt, wenn Alkohol im Spiel ist. Und
das gilt selbst dann, wenn man ihn nicht einmal trinkt.“ Stellvertretend für die
Kommissionsminderheit kritisierte er, dass von beiden Räten bereits gefasste
Beschlüsse (in diesem Fall die Ausbeutebesteuerung) revidiert, beziehungsweise wieder
gestrichen werden. Das gehe zu weit. Gar als „schwerste Zangengeburt“ bezeichnete
Ständerat Föhn (svp, SZ) das Gesetz. Nach einer schlichtenden Wortmeldung des
Kommissionspräsidenten Zanetti (sp, SO), der sich dagegen wehrte, dass schlechte
Kommissionsarbeit geleistet worden sei, folgte die Abstimmung zur so umstrittenen
Ausbeutebesteuerung. Mit 32 zu 12 Stimmen wurde der Kommissionsantrag und damit
der Verzicht auf die Steuer doch recht deutlich gutgeheissen.
Im Anschluss folgte eine reguläre Differenzbereinigung, beginnend mit dem
Einigungsversuch zur Höhe der Alkoholsteuer. Die Kommissionsmehrheit wollte an den
vom Ständerat beschlossenen CHF 29 pro Liter festhalten, eine Minderheit Levrat (sp,
FR) schlug die Übernahme des Nationalratsbeschlusses vor (CHF 32 pro Liter Alkohol).
Mit 26 zu 17 Stimmen obsiegte der Mehrheitsantrag. Im Ständerat ging man davon aus,
dass die CHF 32 im Zusammenhang mit der Ausgestaltung der – nun vom eigenen Rat
gekippten – Ausbeutebesteuerung zustande gekommen waren. Weitere Differenzen
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wurden im Sinne der Kommissionsmehrheit beschlossen.

Die zweite Vorlage, das Alkoholhandelsgesetz (AHG), war weniger umstritten, dies auch
zwischen den beiden Kammern. Eine Differenz betraf den Mindestpreis für Alkohol. Der
Nationalrat hatte diese Bestimmung aus dem Gesetz gestrichen, eine Streichung
beantragte auch die Mehrheit der WAK-SR. Eine Kommissionsminderheit Recordon (gp,
VD) wollte jedoch am Mindestpreis festhalten. Mit 27 zu 17 Stimmen wurde dem Antrag
der Kommissionsmehrheit stattgegeben, sprich kein vorgeschriebener Mindestpreis.
Bei der Frage des Nachtverkaufsverbots kam wiederum das Thema Jugendschutz auf.
Der Nationalrat hatte dieses aufgehoben, ebenso lautete ein Minderheitsantrag Keller-
Sutter (fdp, SG). Die Minderheitssprecherin argumentierte, dass dem Jugendschutz
bereits in anderen Artikeln zur Genüge Rechnung getragen werde und ein
Nachtverkaufsverbot zu weit gehe. Die Kommissionsmehrheit wollte am Verbot
festhalten. Bundesrätin Widmer-Schlumpf betonte, dass dieses ein Kernanliegen des
AHG und deswegen beizubehalten sei. Trotz deutlicher Ablehnung des
Nachtverkaufsverbots im Nationalrat unterlag der Minderheitsantrag mit 20 zu 24
Stimmen, womit der Ständerat die ursprüngliche Version des Bundesrates stützte. In
weiteren Schritten wurden Details zu Alkohol-Testkäufen durch Minderjährige geklärt.
Auch hierbei entstanden wiederum Differenzen zum Nationalrat. 
Mit einigen Änderungen ging die Vorlage zurück in den Nationalrat. Sowohl die WAK-NR
als auch das Ratsplenum werden sich erst im Jahr 2015 mit der Alkoholgesetzgebung
befassen. 16

Im Parlament wurde das Tabakproduktegesetz im Sommer 2016 erstmals beraten, der
Ständerat war zuerst an der Reihe. Seine SGK wollte den Entwurf jedoch mit einigen
Auflagen an den Bundesrat zurückweisen. Gegen die Rückweisung stand eine
Minderheit Stöckli (sp, BE) ein. Mit 6 zu 4 Stimmen und 2 Enthaltungen kam der
Rückweisungsantrag in der Kommission zu Stande. Zwar stehe die Mehrheit zum
Kinder- und Jugendschutz, die Vorlage gehe jedoch in einigen Punkten zu weit, so
Kommissionssprecher Dittli (fdp, UR). Es seien drei wesentliche Bereiche, die nicht
goutiert würden: Erstens stelle das Gesetz einen zu starken und unverhältnismässigen
Eingriff in die freie Marktwirtschaft dar. Zweitens führe es zu einer «Situation der
latenten Rechtsunsicherheit», da zu viele «Kann-Formulierungen» vorgesehen seien
und die Möglichkeiten der Regierung, einzelne Aspekte auf dem Verordnungsweg zu
regeln, für die Unternehmen unbefriedigend seien. Und drittens fehle eine
Differenzierung bei der Regelung von unterschiedlich schädlichen Produkten, weil E-
Zigaretten weniger schädlich seien als herkömmliche, was der Bundesrat sogar selbst in
seiner Botschaft festgehalten habe. E-Zigaretten fielen gemäss vorliegendem Entwurf
jedoch in die gleiche Kategorie wie herkömmliche Tabakprodukte, was für die
Kommission unverständlich war. Die Vorlage sei «nicht stimmig», der Bundesrat solle
sie überarbeiten. 
Anderer Meinung war die Kommissionsminderheit, sie wollte das mit Abstand liberalste
Gesetz in Europa, wie es Stöckli nannte, beraten. Er zeichnete, als Vertreter
verschiedener Gesundheitsorganisationen sprechend, ein düsteres Bild. Die
Verantwortung aus der Verfassung, im Bereich Gesundheitsschutz Massnahmen zu
ergreifen, war nur ein Argument seines Referats. Er sprach auch die positive Haltung
der Kantone an, denn 23 von ihnen hatten sich in der Vernehmlassung positiv zum
Entwurf geäussert. Es kristallisierte sich in der Folge heraus, dass über den
Jugendschutz weitgehend Einigkeit herrschte, ebenso über das in diesen Bereich
fallende Verkaufsverbot an Minderjährige, wie Ständerat Bischofberger (cvp, AI)
feststellte. Knackpunkt war hingegen das Werbeverbot beziehungsweise dessen
Tragweite. Den Vorwurf, dass der Rückweisungsantrag als Zugeständnis an die
Tabakindustrie gewertet werden könne, versuchte FDP-Ständerat Eder (fdp, ZG) zu
entkräften. Stattdessen – und er war nicht der Einzige, der dieses Argument aufgriff –
ginge es eben darum, das Prinzip der Eigenverantwortung hochzuhalten. Der Staat
müsse nicht «Hüter für das Tun und Lassen» der mündigen Bürger werden. 
Es brauchte eine weitere Sitzung im Ständerat, um die Entscheidung herbeizuführen.
Gesundheitsminister Berset erklärte in seinem ausführlichen Vortrag, die Rückweisung
zu akzeptieren. Man möge die Vorlage aber nicht dem Bundesrat zurückgeben, sondern
Rückweisung an die Kommission beschliessen, damit diese eine Detailberatung
durchführen könne. Sein Wunsch blieb ihm jedoch verwehrt: Mit 28 zu 15 Stimmen
wurde das Gesetz an den Bundesrat zurückgewiesen. 
Die Rückweisung umfasste auch drei Auflagen, die der Bundesrat in einer neuerlichen
Ausarbeitung berücksichtigen sollte. Dabei handelte es sich um die Verankerung des
Mindestalters 18 für den Erwerb von Tabakprodukten. Zudem wurde die Regierung
angewiesen, eine rechtliche Grundlage für Testkäufe zu schaffen und ein Verbot von
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speziell an Minderjährige gerichtete Werbung zu erlassen. Weiter sollten die
«wichtigsten Punkte der Tabakverordnung» in das neue Gesetz übernommen werden.
Auf zusätzliche Einschränkungen in der Werbung, der Verkaufsförderung und dem
Sponsoring sollte jedoch verzichtet werden. Zuletzt stand auch die Legalisierung des
Handels mit Alternativprodukten (E-Zigaretten und Snus) sowie die spezifische
Regelung dieser Produkte auf der Wunschliste der SGK.

In der Presse rief die Rückweisung deutliche Reaktionen hervor: Sie wurde
insbesondere als Sieg der Tabakindustrie gewertet, zudem wurde auf deren
erfolgreiches Lobbyieren hingewiesen. Auch der ehemalige Zürcher Ständerat Felix
Gutzwiller (fdp, ZH) äusserte im Tages Anzeiger Kritik: Er sehe die Rückweisung des
Gesetzesentwurfs und die dabei obsiegende Argumentation als grundlegende Abwehr
gegen einen Beitritt der Schweiz zu einem Rahmenübereinkommen der WHO zur
Eindämmung des Tabakgebrauchs. Insofern befürchtete der Gesundheitspolitiker ein
Reputationsschaden für die Schweiz. 17

Im März 2018 lancierte ein Komitee bestehend aus Vertreterinnen und Vertretern der
Ärzteschaft, Drogisten und Drogistinnen, Apotheker und Apothekerinnen sowie der
Krebs- und der Lungenliga die Volksinitiative «Ja zum Schutz der Kinder und
Jugendlichen vor Tabakwerbung (Kinder und Jugendliche ohne Tabakwerbung)». Die
Forderung der Initiative besteht darin, Tabakwerbung, die an Minderjährige gerichtet
oder für sie zugänglich ist, zu verbieten. Davon betroffen wären unter anderem
Werbung in den Printmedien, im Internet und in den sozialen Medien, auf Plakaten, an
Kiosken, in Kinos ebenso wie das Sponsoring von Festivals durch Tabakproduzenten und
-produzentinnen sowie Werbung durch die Abgabe von Gratismustern. 
Hans Stöckli (sp, BE), der den Trägerverein der Initiative präsidierte, erklärte gegenüber
den Medien, es gehe nicht an, dass Tabakprodukte in der Schweiz zwar nicht mehr an
Minderjährige verkauft werden dürften, gezielt an Jugendliche gerichtete Werbung aber
nach wie vor erlaubt sei. Es müsse etwas unternommen werden, so das Initiativkomitee,
denn Jugendliche seien besonders empfänglich für Tabakwerbung – hätten doch
Studien gezeigt, dass 57 Prozent aller Raucherinnen und Raucher vor ihrer Volljährigkeit
mit dem Konsum der Tabakprodukte begonnen hätten. Gemäss Tages-Anzeiger sterben
schweizweit zudem jährlich rund 9'500 Personen an den Folgen des Tabakkonsums und
die Folgekosten des Konsumierens beliefen sich auf CHF 10 Mrd. pro Jahr. Wie die
Tribune de Genève berichtete, könnten durch das vorgeschlagene Werbeverbot CHF 1
Mrd. an Gesundheitskosten eingespart werden. 
Im gleichen Zeitraum wie die Lancierung der Volksinitiative lief die
Vernehmlassungsfrist zum zweiten Bundesratsvorschlag bezüglich des
Tabakproduktegesetzes ab. Der Aargauer Zeitung zufolge war dieses Timing nicht
zufällig. Gemäss Initiativkomitee hatte der Bundesrat bezüglich Tabakprävention zu
wenig unternommen, Hans Stöckli bezeichnete den bundesrätlichen Entwurf gar als
«zahnlos». Der Tages-Anzeiger hingegen sprach von einer Art
«Durchsetzungsinitiative», mit der die Parlamentsdebatte beeinflusst werden solle und
der Tabaklobby und den Wirtschaftsverbänden Einhalt geboten werden könne. 
Nicht einverstanden mit dem Vorgehen der Initianten und Initiantinnen zeigte sich
Hans-Ulrich Bigler (fdp, ZH), Präsident des Schweizerischen Gewerbeverbandes. Seiner
Meinung nach sei «Die Ankündigung einer Volksinitiative zu Tabakwerbeverboten
während der Diskussionen zum neuen Tabakproduktegesetz […] ein inakzeptabler
Einmischungsversuch in einen demokratischen Gesetzgebungsprozess». Auch Japan
Tobacco International, das seinen Sitz in Dagmersellen hat, äusserte sich kritisch
sowohl gegenüber der Bundesratsvorlage als auch gegenüber der Volksinitiative. Die
wirtschaftliche Freiheit der Händler und Händlerinnen von legal erhältlichen Produkten
würde durch das Werbeverbot eingeschränkt, so Sprecher Kevin Suter. Zudem könne
am Beispiel Frankreich – wo es seit einigen Jahrzehnten ein striktes Werbeverbot für
Tabakprodukte gebe, der Raucher- und Raucherinnenanteil aber trotzdem grösser sei
als in der Schweiz – aufzeigt werden, dass für die öffentliche Gesundheit dadurch
keinen Nutzen entstehe. 18
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Stillschweigend nahm der Ständerat im September 2019 eine Motion der SGK-SR an,
welche den Bundesrat dazu aufforderte, gesetzliche Grundlagen für die Besteuerung
von E-Zigaretten auszuarbeiten. Da diese im Vergleich zu den klassischen
Tabakzigaretten ein tieferes Gesundheitsrisiko bärgen, sollten die darauf erhobenen
Steuern ebenfalls tiefer sein, erklärte Kommissionssprecher Joachim Eder (fdp, ZG).
Anstatt das Anliegen ins Tabakproduktegesetz zu integrieren, habe man den Weg über
die Kommissionsmotion gewählt. Denn elektronische Zigaretten seien 2011 mittels einer
Motion Zanetti (sp, SO; Mo. 11.3178) von der Tabaksteuerpflicht befreit worden, da man
sie als Ausstiegshilfe vom Rauchen betrachtet habe. Nun wolle man aber nicht ohne
Vernehmlassung zum Ursprungszustand zurückkehren. Didier Berberat (sp, NE) und
Hans Stöckli (sp, BE) ergriffen das Votum und zeigten sich mit der Motion zwar ebenfalls
einverstanden, gaben allerdings zu bedenken, dass noch vieles über die Risiken und
Folgen der E-Zigaretten unbekannt sei und man sie auf ihre Gefährlichkeit überprüfen
müsse. Der Bundesrat unterstützte die Motion ebenfalls. 19
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Als Erstrat befasste sich der Ständerat in der Herbstsession 2019 mit dem
Bundesgesetz über Tabakprodukte. Joachim Eder (fdp, ZG) erklärte als
Kommissionssprecher der SGK-SR, die Vorlage sei einerseits aus Gründen des
Jugendschutzes zentral. 57 Prozent aller Raucherinnen und Raucher hätten als
Minderjährige mit dem Konsum begonnen. Es solle folglich verhindert werden, dass
Jugendliche dazu animiert würden, zur Zigarette zu greifen, sinke doch so die
Wahrscheinlichkeit, dass sie zu einem späteren Zeitpunkt in ihrem Leben mit dem
Rauchen anfingen. Weiter stelle der Tabakkonsum auch für die öffentliche Gesundheit
ein Problem dar, das mit Folgekosten in Form von Krankenkassenprämien für die
gesamte Bevölkerung verbunden sei. Gelinge es, die tabakbedingten
Gesundheitsschäden zu reduzieren, so könnten auch die für die Allgemeinheit
anfallenden Kosten verringert werden. Andererseits komme dem Bundesratsgeschäft
eine hohe Bedeutung in Bezug auf die Erfüllung der Anforderungen für die Ratifizierung
der WHO-Konvention zur Eindämmung des Tabakgebrauchs zu. Diese wurde 2004
unterzeichnet, aber im Gegensatz zu 181 anderen Ländern hierzulande noch nicht
ratifiziert. Mit den von der Kommission getroffenen Beschlüssen zu Werbung,
Verkaufsförderung und Sponsoring würden die diesbezüglich festgelegten
Mindestanforderungen jedoch erfüllt. «Die Türen zur Ratifikation stehen damit […] weit
offen», so Eder. 
Bezüglich Werbung hatte der Bundesrat in seinem Entwurf vorgesehen, am heutigen
Recht festzuhalten, mit welchem ein Tabak-Werbeverbot für Radio und Fernsehen
existiert, und das speziell an Jugendliche gerichtete Werbung für Tabakprodukte
untersagt. Der Kommission wollte allerdings noch einen Schritt weitergehen und
Tabakwerbung auch in Zeitungen, Zeitschriften und im Internet verbieten. Ebenfalls
nicht gestattet soll Werbung sein, die auf Preisvergleichen oder Versprechungen von
Geschenken beruht. Gegen erstere Erweiterung der SGK-SR sprachen sich Filippo
Lombardi (cvp, TI) und Daniel Fässler (cvp, AI) aus. Sie erachteten diese Einschränkung
als unverhältnismässig und sahen die Schweizer Zeitungen im Vergleich zu
ausländischen Zeitungen, die in der Schweiz erworben werden können, aber nicht von
diesem Verbot betroffen wären, im Nachteil. Ein Antrag Fässler, der das Streichen
dieser Bestimmung forderte, wie auch zwei Minderheiten Stöckli (sp, BE), die eine
Verschärfung betreffend Jugendschutz in Richtung der Volksinitiative «Ja zum Schutz
der Kinder und Jugendlichen vor Tabakwerbung» erreichen wollten, wurden beide
abgelehnt. Weiterhin erlaubt sein soll Tabakwerbung in Kinos, auf Plakaten und
Gebrauchsartikeln, in Geschäften wie auch in Form von Massenmails und
Direktwerbung an Erwachsene. Es gehe nicht darum, Tabakwerbung zu verbieten,
sondern sie einzuschränken, hob Gesundheitsminister Berset hervor.
Die Kommission wollte zudem an der Verkaufsförderung, die gemäss Eder nicht mit
dem Sponsoring verwechselt werden darf, Einschränkungen vornehmen. Sie
beabsichtigte ein Verbot der unentgeltlichen Abgabe und der Abgabe von Geschenken
und Preisen. Der Ständerat stimmte diesem Antrag einstimmig zu. 
Zu Diskussionen führten die von der Kommission geplanten Massnahmen bezüglich
Sponsoring. Um die Mindestanforderungen der WHO-Konvention zu erfüllen, sollen in
der Schweiz stattfindende internationale Anlässe nicht mehr durch die Tabakindustrie
gesponsert werden dürfen. Dabei handle es sich aber nur um eine sehr kleine Anzahl
Fälle, so Eder. Anlässe nationalen Charakters seien von diesem Verbot nicht betroffen.
Umstritten war im Rat vor allem, dass die SGK-SR darüber hinaus plante, das Auftreten
der Tabakbranche als Sponsor von Aktivitäten des Bundes, der Kantone und der
Gemeinden zu untersagen. Anlass dazu war die Partnerschaft des EDA mit dem
Tabakriesen Philip Morris für die Expo 2020 in Dubai, die in den Medien für Aufregung
gesorgt hatte. Während Kommissionssprecher Eder erklärte, bei solchen Kooperationen
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bestehe ein Zielkonflikt mit der vom Bund betriebenen Tabakprävention, zeigte sich
Roland Eberle (svp, TG) nicht damit einverstanden. Man solle sich nicht aufgrund eines
solchen Ereignis zum Einbauen einer Lex specialis verleiten lassen. Vielmehr sei es an
den Organisatoren, die Verantwortung zu tragen, wer welchen Beitrag sponsert. Es
gelang ihm jedoch nicht, die Mehrheit des Ständerates zu überzeugen; damit untersagte
der Ständerat das Sponsoring von Aktivitäten der öffentlichen Hand durch die
Tabakbranche. Ebenfalls der Kommissionsmehrheit folgte das Stöckli bezüglich der
Forderung, dass von Seiten der Herstellerinnen und Hersteller getätigte Ausgaben für
Werbung, Verkaufsförderung und Sponsoring dem BAG gemeldet werden sollen
müssen. 
Weiter beschloss die kleine Kammer im Rahmen des Tabakproduktegesetzes, dass in
der Schweiz keine Tabakprodukte mehr an Minderjährige abgegeben werden dürfen. In
der Gesamtabstimmung verabschiedete der Ständerat das Gesetz mit 32 zu 3 Stimmen
(bei 5 Enthaltungen). 20

Sport

Im Nachgang an die Ankündigung des BASPO, die Beiträge für „Jugend und Sport”
anzupassen respektive zu kürzen, reichte Konrad Graber (cvp, LU) im Ständerat ein
Postulat ein, um diesen Entscheid rückgängig zu machen. Der Luzerner wollte mit
seinem Vorstoss nicht nur prüfen lassen, ob auf diese Massnahme verzichtet werden
könnte, sondern auch, falls die Budgetkürzung unverzichtbar wäre, ob diese
schrittweise getätigt werden könnte. Erstes Ziel des Postulats war, die Beitragssätze bis
Ende 2015 gleichzuhalten. Damit sollte das in den Augen des Postulanten erfolgreiche
Programm nicht gefährdet werden. Die Kürzungen wurden als Folge eines
parlamentarischen Auftrags im Rahmen des Voranschlages vorgenommen. Hier ortete
Graber ein Missverständnis, da der Ständerat die Kürzungen ab dem neuen Kalenderjahr
beabsichtigt hätte, das Baspo die Beitragssätze aber ab dem neuen Schuljahr 2015/2016
ändern wollte. Gemäss Baspo sollten tiefere Beitragssätze abgerechnet werden, wenn
die Kurse nach dem 31. Juli 2015 abgeschlossen würden. Die Regelung sei unfair, weil
sie nicht alle Sportarten (und ihre Vereine) gleich stark treffe. 
Der Bundesrat entgegnete in seiner Stellungnahme, dass eine Reduktion unumgänglich
sei. Unterstrichen wurde dies mit der Verschlechterung der Haushaltsperspektive des
Bundes. In der Budgetdebatte war die Finanzierung von J+S zunächst durch das
Parlament noch gekürzt worden, im Nachtragskredit I zum Voranschlag 2015 war dann
jedoch die Erhöhung der Subventionsbeiträge beantragt worden, womit das Niveau bis
Ende Schuljahr 2014/2015 erhalten werden könne. Nach Ablauf des Schuljahres
2014/2015 müsse jedoch mit Einbussen gerechnet werden, so der Bundesrat. Der
Bundesrat empfahl das Postulat zur Ablehnung.

Die Ständeratsdebatte bot dann eine Gesamtschau in Sachen J+S. Neben dem hier
beschriebenen Postulat Graber (cvp, LU) wurden gleichzeitig weitere Vorstösse zu J+S
im Rat behandelt: eine Motion Föhn (svp, SZ) (Aufstockung des Subventionskredites
2016 um mindestens CHF 15. Mio.) sowie eine Motion der WBK-SR (Finanzielle
Kontinuität sichern). Graber äusserte abermals sein Unverständnis über diese
Budgetkürzung und vor allem auch über die Kommunikationsweise des BASPO. Graber
zog überdies das Sportförderungsgesetz heran, um zu vergegenwärtigen, dass der
eingeschlagene Weg ein eigenartiger sei. „Mehr Sport, mehr Geld”, so das im SpoFöG
propagierte Motto, treffe nun überhaupt nicht mehr zu. Es gelte also, auf die
Beitragskürzungen zu verzichten und gleichzeitig mittels Bericht eine Überprüfung des
Beitragssystems vorzunehmen. Im Zuge der Debatte verdeutlichte sich eine klare
Haltung der Ständerätinnen und -räte. Sowohl Häberli-Koller (cvp, TG) als auch
Schwaller (cvp, FR) stellten sich hinter das Postulat mit der Begründung, es bedürfe der
Planungssicherheit für Vereine, Verbände und die Kantone. Zudem müsse die
Jugendsportförderung hochgehalten werden. Dem gegenüber verteidigte der
Sportminister die Regierungsmeinung. Es sei schlicht nicht möglich innerhalb des
Bundesamtes für Sport CHF 18 Mio. – der veranschlagte Betrag, um die J+S-
Beitragskürzungen zu umgehen – umzulagern, dafür fehlten die Mittel. Seine
Bemühungen waren allerdings erfolglos: Der Ständerat nahm das Postulat mit 37
Stimmen einstimmig an (6 Enthaltungen). 21
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Im Zuge der Debatte um die Finanzierung des Programmes Jugend und Sport wurde im
Frühjahr 2015 eine Reihe von Vorstössen lanciert; mit etwas zeitlichem Abstand auch
eine Kommissionsmotion der WBK des Ständerates, mit der sie die finanzielle
Kontinuität für Veranstalter und Kantone sichern wollte. Der Bundesrat sollte
beauftragt werden, eine Erhöhung der jährlichen Beiträge für J+S vorzusehen, mit dem
Ziel, die finanzielle Kontinuität für Veranstalter und Kantone sicherzustellen.
Zurückzuführen war der Antrag auf eine angekündigte Kürzung der Subventionen
seitens des Bundes und der damit einhergehenden Planungsunsicherheit diverser
Akteure im Jugendsportbereich. Zudem hätten aus dem SpoFöG abgeleitete
Massnahmen, wie etwa neue Finanzierungsmechanismen zur optimalen Ausnützung der
Jahreskredite, ebenfalls zu Planungsunsicherheit geführt, so die Kommission in ihrer
Begründung. 

Die vom Bundesrat zur Ablehnung beantragte Motion wurde gemeinsam mit zwei
anderen Vorstössen zum Jugendsport, einem Postulat Graber (cvp, LU) und einer
Motion Föhn (svp, SZ), behandelt. Kommissionssprecher Germann (svp, SH) verwies zu
Beginn seiner Erörterungen auf eine gleichlautende Motion der WBK-NR (Mo. 15.3383),
die in Absprache mit der Schwesterkommission auch in der kleinen Kammer eingereicht
werden sollte. Das koordinierte Vorgehen trage der Dringlichkeit der Sache Rechnung,
so Germann, denn die finanzielle Unterstützung von J+S sei wichtig. Mit den
Kommissionsmotionen solle der Bundesrat also beauftragt werden, die Mittel zu
erhöhen. Es gehe ferner auch darum, „die gesellschaftliche Bedeutung der Vereine [...]
zu würdigen", so Germann. Die grosse, in den meisten Fällen ehrenamtlich erbrachte
Jugendarbeit in den Sportclubs trage auch zum sozialen Zusammenhalt des Landes bei.
Mit 7 zu 2 Stimmen beantragte die Kommission dem Ständerat, ihre Motion
anzunehmen (2 Enthaltungen). Mit der Erinnerung an die bereits geäusserte Absicht der
Finanzkommission, den J+S-Betrag für 2015 um CHF 5 Mio. auf CHF 17 Mio. erhöhen zu
wollen – FK-Präsident Altherr (fdp, AR) bestätigte diese Stossrichtung während der
Debatte –, legte Ständerat Schwaller (cvp, FR) den Grundstein für das weitere Vorgehen:
Er verdeutlichte, dass auch für die Folgejahre 2016 und 2017 Planungssicherheit
geschaffen werden müsse, indem im Rahmen kommender Budgetdebatten besonderes
Augenmerk auf die Subventionierung von J+S gelegt werde. Dahingehend sei die Motion
Föhn abzulehnen, weil sie nur das Jahr 2015 betreffe. 
Die vorliegende Kommissionsmotion wurde in der Folge mit 43 Stimmen einstimmig
gutgeheissen (eine Enthaltung). Peter Föhn zog daraufhin seinen Vorstoss zurück, weil
er mit der Annahme der Kommissionsmotion obsolet geworden war. Der identische
Vorstoss der WBK-NR wurde im Nationalrat zwei Wochen später ebenfalls angenommen
(171:3 Stimmen), weswegen beide als überwiesen galten. 22
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Im März 2015 reichte Peter Föhn (svp, SZ) eine Motion zu Jugend und Sport im
Ständerat ein. Wie auch sein Kollege Graber (cvp, LU) nahm Föhn einen Beschluss des
BASPO auf Kürzung der J+S-Beiträge als Anlass, zu handeln. Aus Sicht der Kantone, aber
auch seitens der Sportvereine und Organisatoren von Sportangeboten, seien diese
Kürzungen um rund 25 Prozent problematisch; eine Einschätzung, die auch vom
Vorstand der parlamentarischen Gruppe Sport geteilt werde, so der Motionär. Das Ziel
seiner Motion sei schlicht, dass der J+S-Subventionskredit im Voranschlag 2016 um
mindestens CHF 15 Mio. aufgestockt werde. Die angekündigten Budgetkürzungen seien
daher rückgängig zu machen. Der Bundesrat beantwortete den Vorstoss gleich wie das
Postulat Graber und empfahl es zur Ablehnung.  

Die gemeinsam mit dem Postulat Graber und einer Kommissionsmotion der WBK-SR
geführte Parlamentsdebatte veranlasste Föhn schliesslich zum Rückzug seiner Motion.
Er verteidigte zunächst noch sein Anliegen, im Verlauf der Beratungen wuchs in ihm
jedoch die Zuversicht, dass die geforderten Ziele auch ohne seine Motion erreicht
werden würden, zumal die beiden anderen Vorstösse im Ständerat angenommen
wurden. Eine gleichlautende, von Christian Lohr (cvp, TG) im Nationalrat eingereichte
Motion (Mo. 15.3254) zog dieser später ebenfalls zurück. 23
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Die finanziellen Einschränkungen in den Bundesfinanzen, die auch das erfolgreiche
Fördergefäss für den Schweizer Sport „Jugend und Sport” betroffen hatten,
veranlassten gerade auch in diesem Bereich einige Bundesparlamentarier,
regulierenden Einfluss nehmen zu wollen. Aufgrund eines angenommenen Postulats
Graber (cvp, LU) musste der Bundesrat Möglichkeiten aufzeigen, ob und wie die
Budgetkürzungen für J+S rückgängig gemacht werden könnten. 
Im Bericht, der im September 2015 veröffentlicht wurde, legte der Bundesrat dar,
welche Konsequenzen Beitragskürzungen für das Förderwerk J+S hätten –
beziehungsweise er versuchte die Konsquenzen zu verdeutlichen: Leider habe man
keine zuverlässigen Instrumente, um die Folgen von Budgeteinschränkungen für J+S
genau abschätzen zu können, hiess es im Bericht. Dargestellt wurden jedoch mögliche
Auswirkungen aus der Perspektive der Vereine. Sportclubs mit einer Fokussierung auf
den Breitensport seien in besonderem Umfang von den J+S-Zuwendungen abhängig.
Wenn dort die Mittel geschmälert würden, müssten die Budgetausfälle anderweitig,
etwa durch Erhöhung der Mitgliederbeiträge, kompensiert oder aber die Sportangebote
abgebaut werden. Auf der anderen Seite stellte der Bericht J+S als Qualitätslabel dar,
als Anreizsystem für Leiterpersonen, ihrer Aus- und Weiterbildungspflicht regelmässig
nachzukommen. Insofern könnten Leistungskürzungen eine Qualitätseinbusse im
Bereich des Kinder- und Jugendsports bedeuten. Bezüglich des freiwilligen
Schulsports, dessen Angebote kantonal organisiert sind, wurde ein düsteres Bild
gezeichnet: Die Senkung der J+S Beiträge wirke sich hier noch stärker aus als im
Vereinssport und beträfe insbesondere Bemühungen zur Förderung der 5- bis 10-
jährigen Kinder. Auch die Nachwuchsförderung, also das eigentliche leistungssportliche
Kerngeschäft der Sportverbände, erweise sich als besonders betroffene Sparte, gerade
weil die hochqualifizierten Trainerinnen und Trainer von den Verbänden angestellt
seien, wodurch Beitragskürzungen die geleisteten Trainingsangebote schmälern
würden. Schliesslich würde dadurch auch die Freiwilligenarbeit, das „zentrale
Bestimmungsmerkmal” der Vereine, gefährdet, denn ein Wegfall der Gelder bedeute ein
negatives Signal gegenüber dem ehrenamtlichen Engagement. 
Auf allen Ebenen zeigte der Bericht also bedeutende Einbussen bei einem Wegfall der
gewohnten J+S-Subventionen. Wie aber die Situation im Sinne einer Fortführung der
bisherigen J+S-Zuwendungen an den Sport bereinigt werden könne, wurde im Bericht
nicht dargelegt. Das Postulat wurde in der Folge als erledigt abgeschrieben. 24
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Mit einer Motion zur Sicherung des Programms „Jugend und Sport” (J+S) befeuerte
Peter Föhn (svp, SZ) die Debatte zur Sportförderung. Er knüpfte damit an Prozesse aus
dem Vorjahr an. Der Innerschweizer sorgte sich um die Finanzierung von Jugend+Sport
durch den Bund und forderte entsprechend die Regierung auf, auch für kommende
Jahre genügend Fördergelder zur Verfügung zu stellen. J+S sei 2015 um 6 Prozent
gewachsen und für 2017 werde mit einem Zuwachs um 7 Prozent gerechnet, so der
Antragsteller. Kindersport und freiwilliger Schulsport seien dabei die besonders
erfolgreichen Sparten des Programms. Föhn wollte daher erreichen, dass der Bund
mehr Geld für J+S bereitstelle, um dessen Stabilität zu gewährleisten und den
Beteiligten Planungssicherheit zu geben. 

Der Bundesrat zeigte sich wie der Motionär überzeugt von der Bedeutung und dem
Erfolg, aber auch der politischen Anerkennung, die das Programm geniesse. Er verwies
jedoch auf den Entscheid zum Nachtragskredit von 2015, wo J+S CHF 17 Mio.
zugesprochen wurden, um das Beitragswachstum 2015 aufzufangen. Der Bundesrat sah
zwar ein, dass die erneut höhere Dotierung des Budgets ab 2016 (plus CHF 20 Mio.)
aufgrund des „aus sportpolitischer Sicht erfreulichen” Wachstums bereits 2017 nicht
mehr ausreichen werde. Trotzdem wollte er die zukünftige Erhöhung der Beiträge offen
lassen, da er nicht vorgreifen und stattdessen abwarten wollte, bis man mit der
„Gesamtschau Sportförderung des Bundes” weiter vorankam. Im Lichte der dort zu
fassenden Entscheidungen und unter Berücksichtigung des Voranschlages 2017 mit dem
IAFP 2018-2020 beantragte der Bundesrat die Ablehnung der Motion Föhn.

Im Ständerat verteidigte Föhn sein Anliegen und erhielt Rückendeckung von den
Ständeräten Bischofberger (cvp, AI) und Graber (cvp, LU); Letzterer ist auch
Mitunterzeichner der Motion und Urheber eines früheren Vorstosses dazu. Der
Motionär nahm auf eine zunehmende Sorge vonseiten diverser J+S-Akteure,
insbesondere von Leiterinnen und Leitern sowie Veranstaltern, Bezug. Man sei über die
finanziellen Kürzungen besorgt, dies wurde dem Parlament auch von diversen
Sportorganisationen zugetragen. Es fehle das Geld, weil „zu gut gearbeitet wurde” –
dieser Umstand sei unverständlich, so Föhn. Es sei essenziell, den geleisteten Effort
und den Erfolg des Programms J+S weiterhin zu unterstützen und entsprechend auch
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mit ausreichend finanziellen Zuwendungen zu fördern. Bischofberger mahnte die
Ständerätinnen und Ständeräte an ihre Verantwortung, es sei ihre Aufgabe, die in den
Voranschlägen geplanten Mittel zu sprechen. Graber nahm das Stichwort „Gesamtschau
Sportförderung” auf, zeigte sich jedoch nicht einverstanden mit der Gleichbehandlung
der beiden Geschäfte. Denn die Förderung von J+S sei nicht mit der Gesamtschau
gleichzusetzen, das sei „ein finanzpolitischer Vorwand” des Bundesrates. Daraus
ableitend fürchtete Graber ein Ausspielen der Gefässe gegeneinander und dann einen
„Showdown” innerhalb der Sportförderung. Zudem gab es gemäss Graber auch
Ungereimtheiten gegenüber früheren Aussagen des Bundesrates, genannt wurde sein
eigenes Postulat aus dem Vorjahr. Damals hatte der Bundesrat gefordert, dass allfällige
Beitragssenkungen frühzeitig bekannt gegeben würden. Etwas anders ordnete Anita
Fetz (sp, BS) die Diskussion ein. Zwar stand sie klar für J+S ein, sie wollte jedoch den
Weg der Regierung gehen und weitere Entwicklungen abwarten. Sportminister Parmelin
vertrat die bundesrätliche Ablehnung der Motion. Nicht nur das: Seiner Ansicht nach
waren die Forderungen Föhns bereits erfüllt, da in der Gesamtschau Sportförderung
eine höhere finanzielle Ausstattung von J+S skizziert wurde: plus CHF 10 Mio. für 2017
und überdies Erhöhungen um CHF 15 Mio. für 2018, CHF 20 Mio. für 2019 und CHF 25
Mio. für das Jahr 2020. 
Trotz dieser Einwände wurde die Motion mit 22 zu 17 Stimmen und einer Enthaltung an
die grosse Kammer überwiesen. 25
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